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Schon vor der Corona-Pandemie hatten weltweit poli-
tische und ökonomische Konflikte zugenommen. Der 
Wirtschaftskrieg der US-Regierung gegen China, Iran, ge-
gen europäische Firmen, um die Vollendung des zweiten 
Strangs der Gaspipeline Nord Stream 2 zu stoppen. Die 
andauernden Kriege und Krisen im Nahen und Mittle-
ren Osten – Libyen, Syrien, Libanon, Jemen, Afghanistan, 
befeuert und in die Länge gezogen durch ausländische 
Mächte, die ihre jeweils eigenen Interessen verfolgen. 

Hinzu kommen die schwer abschätzbaren Folgen der 
Digitalisierung in Produktion und Verwaltung, der ab-
sehbaren Umstellung der Fahrzeugproduktion auf Elek-
troantriebe, die weiterhin wachsende Konzentration und 
Monopolisierung in der Wirtschaft, wachsende Macht 
der Unternehmer und schwindender Einfluss der Bes-
chäftigten. 

Corona nun hat den lohnabhängigen Menschen, aber 
auch kleinen Gewerbetreibenden, weltweit ihre ökono-
mische und politische Verletzlichkeit, ihre Abhängigkeit 
von Strukturen, über die sie keine Macht haben, die aber 
tief in ihr Alltagsleben eingreifen, erlebbar gemacht. Sie 
haben sie auch als Wirtschaftskrise erfahren.

In Deutschland hat das zu einem kuriosen Ereignis ge-
führt: Am 10. August 2020 gab die Parteiführung der SPD 
bekannt, dass Olaf Scholz, Finanzminister und Vizekanz-
ler in der CDU-geführten Bundesregierung, ihr Kanzler-
Kandidat bei der Bundestagswahl 2021 sein wird. Scholz 
ist ein Mann aus dem Umfeld des ehemaligen SPD-Vorsit-
zenden und Bundeskanzlers Gerhard Schröder und mit-
verantwortlich für dessen »Agenda 2010«, besser unter 
der Überschrift »Hartz-Gesetze« bekannt. Kevin Kühnert 
und die Jusos waren nach der letzten Bundestagswahl 
2017 für eine Abkehr vom neoliberalen Wirtschaftskurs 
der rot-grünen Schröder-Fischer-Regierung aufgetreten 
und Jahre später gegen eine Wahl von Olaf Scholz zum 
SPD-Vorsitzenden. Warum jetzt der Kurswechsel?

Der hat viel zu tun mit der Corona-Pandemie und mit 
der Ungewissheit über die wirtschaftliche Entwicklung 
in den kommenden Jahren. Die Menschen, und in aller-
erster Linie diejenigen, die in gesicherten oder halbwegs 

gesicherten Umständen leben und arbeiten, suchen Sta-
bilität. Unter den gegebenen Umständen gibt es in der SPD  
keine personelle Alternative zu Olaf Scholz. Er gilt den 
Unternehmern als Garant dafür, dass »linke Experi-
mente« unterbleiben, auch, wenn sie ihm vorwerfen, die 
Unternehmenssteuern nicht genügend zu senken und den  
Soli nicht vollständig abzuschaffen. Gleichwohl bleiben 
CDU und CSU die Favoriten im Unternehmerlager.

»Die SPD hat uns einen Deal angeboten:  
Sie setzt auf Rot-Rot-Grün und bietet Scholz 
als Kanzlerkandidaten zum Ausgleich.«

Reinhold von Eben-Worlée, Präsident des Verbands 
der Familienunternehmer. (FAZ 11. 8. 20)

Olaf Scholz nannte in Interviews drei inhaltliche 
Schwerpunkte einer von ihm geführten Bundesregie-
rung: Technologischen Wandel vorantreiben, Europa 
voranbringen und »Respekt und Anerkennung« vor Ar-
beitnehmern, die sich auch in ordentlichem Gehalt aus-
drücken sollen.

Ein solches »Programm« könnte ebenso wohl von 
CDU/CSU formuliert worden sein. Was Scholz für die 
Jusos und die »linken« Sozialdemokraten auch in den 
Reihen der Linkspartei akzeptabel macht, ist vor allem 
seine Bereitschaft in der Corona-Pandemie, den Fuß von 
der Schuldenbremse zu nehmen und ordentlich Gas zu 
geben. Seine Forderung nach Verlängerung des Kurzar-
beitergeldes auf 24 Monate ist ein Beleg dafür.  War er 
davor das Gesicht der »Schwarzen Null« im Bundes-
haushalt, so gab er sich in der Krise als flexibel. Aber 
daraus sollte man nicht allzu weitgehende Schlüsse zie-
hen. Denn wenn die Pandemie erloschen sein wird, wird 
es unter dem Druck der Kapitalinteressen wieder eine 
Hauptaufgabe sein, die Staatsverschuldung zurück zu 
führen, so wie es auch die Regeln der EU vorsehen. 

Einer Mehrheit von mehr oder weniger zufriedenen 
Lohnabhängigen steht eine wachsende Minderheit von 
prekär Beschäftigten gegenüber, für die es keine Tarif- 
verträge und sichere Arbeitsplätze gibt, sowie von 
Scheinselbständigen und Kleinstunternehmern, die 
an der Corona-Pandemie auch ohne Ansteckung mit 
dem Virus zugrunde gehen. Am Ende stehen die großen 
»systemrelevanten« Unternehmen als Gewinner da, die 
durch Übernahmen und Fusionen ihre wirtschaftlichen 
Monopolstellungen weltweit ausbauen und somit ihre 
Profite steigern können.

20.08.2020  n

SPD für Olaf Scholz als Krisenkandidat

Unterzeichnung des Koalitionsvertrages
Quelle: Wikipedia, Sandro Halank
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Die Linke tut sich schwer, eine angemessene Antwort 
auf die Corona-Maßnahmen der Bundesregierung und 
die ökonomischen Auswirkungen zu finden. Zu wider-
sprüchlich sind die damit verbundenen Probleme auch 
unter den Lohnabhängigen. Bedeuten der Lockdown 
und seine Folgen für die einen Einkommensverluste 
durch Kurzarbeit oder gar Arbeitslosigkeit, so geht an-
deren die Aufhebung der Einschränkungen zu schnell 
(Kita, Schulen, Pflegeheime). Auch ist noch nicht abseh-
bar, wie die Lasten der Hilfspakete für die Wirtschaft er-
teilt werden sollen. Die Gewerkschaften sind froh, dass 
es diese Hilfen überhaupt gibt und liegen voll und ganz 
auf der Regierungslinie. (Lediglich die IG Metall übt 
Kritik, da sie sich eine weitergehende Unterstützung des 
Kapitals in Form von Kaufanreizen für Verbrennerautos 
wünscht.) In verschiedenen Städten gab es von linker 
Seite Demonstrationen gegen die Unzulänglichkeit der 
Hilfspakete und gegen die Abwälzung der Krisenlasten 
nach unten. Die Resonanz blieb jedoch durchgängig be-
scheiden.

Leichter machen es sich da Teile des Rechtsaußen-Spek-
trums. Sie lösen die Widersprüche ganz einseitig nach 
einer Seite auf, erklären Corona zu einer einfachen Grip-
pe und fordern die sofortige Aufhebung aller Einschrän-
kungen. Die mit Corona verbundenen gesundheitlichen 
Gefahren werden ignoriert, Zehntausende von Toten 
etwa in Italien spielen keine Rolle. Sicher können mit 
dieser pauschalen Ausrichtung nicht alle Wähler*innen 
und Sympathisant*innen des rechten Lagers mitgenom-
men werden. Aber sie können so eine ganze Reihe von 
Bevölkerungsgruppen ansprechen, die mit den Maßnah-
men zur Eindämmung der Infektionen unzufrieden sind:

Selbständige, die durch den Lockdown zeitweilig zu 
Betriebsschließungen gezwungen waren, immer noch 
schließen müssen oder Angst vor weiteren Schließungen 
haben, falls die Infektionen wieder steigen.1

•	Lohnabhängige, die in der Reise- oder Eventbranche 
arbeiten und um ihre Arbeitsplätze fürchten

•	Eltern, die für ihre Kinder wieder den normalen Kita- 
und Schulbetrieb wollen.

•	Menschen, die gegen die Einschränkung demokra-
tischer Rechte protestieren wollen, weil z.B. das 
Demonstrationsrecht eingeschränkt wird.

•	Menschen, die sich durch die verordneten Maßnah-
men in ihrer persönlichen Freiheit und Freizeitgestal-
tung eingeschränkt fühlen.

Diese Personengruppen sind alle bei den Demonstra-
tionen vertreten. Ihre Forderungen bestimmen aber nicht 

1	 Die Initiative #honkforhope (Hupen für die Hoffnung) ist ein 
Zusammenschluss von Busunternehmen, die die Reisebranche vor 
den Auswirkungen der Corona-Einschränkungen retten möchten. 
Sie hat die Demonstration »Tag der Freiheit« in Berlin am 1. August 
unterstützt. Das Pfungstädter Unternehmen Koke, das die Technik 
für Großveranstaltungen anbietet und Großbildschirme vermietet, 
stellte auch für die Berliner Demonstration die Technik bereit. Es 
stellte sich schließlich heraus, dass der Eigentümer der Firma die 
»querdenken«-Bewegung privat schon seit Mai unterstützt.
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das Bild der Demonstrationen und sie bilden nicht das or-
ganisatorische und politische Rückgrat dieser Bewegung. 
Bestimmend scheint eine Szene zu sein, die sich schon 
lange von der Politik und gesellschaftlichen Strömungen 
bevormundet fühlt. 

Netzwerk für eine neue Rechte?

Viele Menschen, die etwa in facebook-Gruppen der quer-
denken-Bewegung immer wieder ihre Meinung kundtun, 
posten nicht nur zu den Corona-Beschränkungen. Sie be-
klagen auch die Zuwanderung und die »Islamisierung«, 
zeigen ihre Sympathie mit Donald Trump, fürchten die 
Abschaffung des Bargelds, haben Angst vor der Strahlung 

n	 Corona-Demonstr ationen : 

»Gegen Maskenzwang und Merkel-Kommunismus«
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Angesichts solcher Ideologie verwundert es nicht, 
dass Menschen lautstark für die Grundrechte eintreten, 
sich aber nicht an der Anwesenheit eindeutiger Nazis, 
Reichsbürger und anderer dubiosen Gestalten stören. 
Vertreter*innen rechter Parteien laufen zum Teil bei die-
sen Demonstrationen mit und die Parteien treten auf je-
den Fall für deren Demonstrationsrecht ein. Inhaltlich 
halten sie sich jedoch zurück. Sie müssen fürchten, dass 
auch ein großer Teil ihrer Anhänger nicht für eine Auf-
hebung aller Beschränkungen zu haben ist.

Es entwickelt sich hier eine Szene unabhängig von 
traditionell rechten Strukturen, die zwar nach rechts of-
fen ist, sich aber nicht damit begnügt, bei Wahlen das 
Kreuzchen bei der falschen Partei zu machen. Sie wol-
len selbst aktiv werden, vertrauen nicht darauf, dass ge-
wählte Abgeordnete die Zustände in Ordnung bringen. 
Dabei zeigen sie ein hohes Maß an Aggressivität, sowohl 
verbal als auch tätlich. Hier könnte sich die Basis bilden 
für eine militantere Bewegung, die sich nicht unbedingt 
als rechts versteht, die aber von Rechten für ihre Zwecke 
genutzt werden kann. Das gilt es zu beobachten.

Doch können keineswegs alle, die an diesen Demons-
trationen teilnehmen als rechtsextrem bezeichnet wer-
den. Es ist ein bunter Haufen aus materiell Betroffenen, 
Rechten, Verschwörungsgläubigen, Esoteriker*innen, 
Impfgegner*innen und solchen, die aus vielen anderen 
Gründen ihren Unmut zum Ausdruck bringen wollen. 
Wenn diese Truppe von Gegendemonstrationen mit der 
Parole »Nazis raus« konfrontiert wird, werden sich viele 
nicht angesprochen fühlen, sie werden diesen Vorwurf 
nicht verstehen und es besteht die Gefahr, dass durch 
eine solche Konfrontation das Spektrum eher zusam-
mengeschweißt als getrennt wird.

20.08.2020  n

des 5G-Mobilfunks, fürchten um die traditionelle Fami-
lie, leugnen den Klimawandel, hetzen gegen Antifa und 
Kommunismus. Es ist eine Szene, die nicht einsehen will, 
dass (links)liberale Wertevorstellungen ihren Lebensstil 
beeinflussen sollen. Sie wollen kein Tempolimit und se-
hen nicht ein, dass sie bestimmte Worte nicht mehr be-
nutzen sollen, nur weil sie von anderen als rassistisch 
oder sexistisch beleidigend empfunden werden. Das ist 
für sie Bevormundung. Vor allem aber fürchten sie die 
Unterwanderung unserer Gesellschaft durch die Migra-
tion. Und auch die wegen Corona verhängten Einschrän-
kungen lehnen sie als Gängelung ab. Der hier verwendete 
Freiheitsbegriff meint vor allem die Durchsetzung der 
eigenen egoistischen Bedürfnisse. Solidarität scheint in 
dieser Szene nicht positiv besetzt.

Sie haben sich weit entfernt von der etablierten Poli-
tik und die etablierten Medien sind für sie Sprachrohr 
des verhassten »links-grünen« Mainstreams. Sie infor-
mieren sich vor allem bei dubiosen Internetmedien wie 
KenFM (Portal von Ken Jebsen) oder den Blogs promi-
nenter »Querdenker“. Diese verbreiten in der Regel keine 
eindeutig rechtsextremen Positionen, grenzen sich da-
von aber auch nicht ab und erklären den Gegensatz von 
rechts und links für überholt, alle müssten gemeinsam 
gegen das »System« kämpfen. Dabei greifen sie durchaus 
vorhandene gesellschaftliche Probleme auf; so etwa den 
Einfluss der Pharmaindustrie auf die Gesundheitspolitik 
oder die Auswirkungen der wachsenden Abhängigkeit 
der WHO von privaten Geldgebern. Die Ursachen dieser 
Probleme werden jedoch personalisiert und sie sehen da-
hinter einen großen Plan. So auch bei Corona: Die Pande-
mie sei bewusst herbeigeführt. Mal sind es die Chinesen, 
mal die Pharmaindustrie um Geld zu verdienen oder 
aber die Politik (bevorzugt Angela Merkel in Zusammen-
arbeit mit Bill Gates), die gezielt eine Corona-Hysterie 
schürten, um das Volk zu unterdrücken. 

Die zwei Gesichter der Demonstration von »Querdenken« in Berlin: Die alte Reichsfahne neben dem Transparent mit Friedenstaube
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Es war eine bunte, vielfältige Mischung von Teilneh-
menden, die das Bild der Demonstration von Querden-
ken711 in Berlin am 29. August 2020 bestimmte. Zu ih-
nen gehörten unter anderem Alt- und Junghippies, 
Friedensbewegte, Esoteriker*innen, Impfgegner*innen, 
Anhänger*innen von Hare Krishna, christlich geprägte 
Menschen bis hin zu Trump-Fans. Über 50.000 Men-
schen hatten sich beteiligt, eine Reihe von ihnen be-
stimmt zum ersten Mal in ihrem Leben. Teile des De-
monstrationszuges vermittelten den Eindruck, es 
handele sich um eine Friedenskundgebung mit zahl-
reichen Regenbogenfahnen und dem Schriftzug »Peace«. 
Was auffiel: Materielle Forderungen, Bezüge zu sozialen 
Problemen wie Kurzarbeit, Arbeitslosigkeit oder die Zu-
name von Armut fehlten gänzlich. Nicht gemeinsame so-
ziale Interessen oder politische Ziele verbanden den he-
terogenen Haufen, sondern Wut und Empörung über die 
Einschränkungen ihrer persönlichen Freiheiten. Durch 
den »Lockdown« sehen zahlreiche Kleingewerbetrei-
bende, Selbstständige, Schein-Selbstständige und Frei-
schaffende ihre Exitenzgrundlage bedroht oder vernich-
tet. Ihrer Empörung, hinter der sich materielle 
Zukunftsängste und Perspektivlosigkeit verbergen, 
wollten sie gegenüber den »Verantwortlichen« Ausdruck 
verleihen. Diese suchten und fanden sie in zahlreichen 
verschwörungstheoretischen Foren. Die Demonstration 
der »Querdenker« wurde zu einer Manifestation des 
kleinbürgerlichen Denkens, das traditionell schon im-
mer nach rechtaußen offen war und ist. Die De-
monstant*innen hatten daher keine Probleme, mit An-
hängern der AfD, der Reichsbürger, des III. Weges oder 
anderer völkisch-nationalistischer Gruppierungen ge-
meinsam zu demonstrieren. 

Bis zu 20 Prozent der empörten Bürger*innen, die 
nach Berlin gereist waren, gehörten zum Anhang 
rechtspopulistischer und faschistischer Parteien und 
Gruppierungen, die »zum Sturm auf Berlin« mobilisiert 
hatten. Mit offener Parteipropaganda hielten sie sich zu-

rück. Stattdessen knüpften sie geschickt an den vorhan-
denen Stimmungen an, um sie in ihre Bahnen zu lenken. 
So gegenüber den Friedensbewegten mit ihrer harmlos 
klingenden Forderung nach einem Friedensvertrag. Was 
sie damit bezwecken, verdeutlichten sie durch die zahl-
reich mitgeführten schwarz-weiß-roten Reichsflaggen. 
Sie beziehen sich auf die Grenzen des Deutschen Reiches 
vor 1937 und stellen die Nachkriegsordnung in Frage, 
wie sie sich nach 1945 und 1990, nach der Niederlage und 
dem Zerfall des sozialistischen Lagers, herausgebildet 
hat. Die politischen Gruppierungen des völkischen Na-
tionalismus waren die Profiteure dieser diffusen Protest-
demonstration; ihre Teilnahme sowie die Erstürmung 
der Treppe zum Reichstag beherrschten die Schlagzeilen 
und die politische Bewertung in den Massenmedien.

Wie ein staatliches Verbot den Rechtsextremisten 
in die Hände spielt...

Drei Tage vor der Demonstration und Kundgebung er-
ließ die Berliner Polizei ein Demonstrationsverbot und 
begründete es mit dem zu erwartenden Verstoß gegen 
die Pandemie-Schutzauflagen. Es bestätigte die Überzeu-
gungen der Corona-Leugner, die sich als Opfer einer Ver-
schwörung und Gesundheitsdikatur sehen, gegen die sie 
die Demokratie zu verteidigen hätten. Das Verbot wirkte 
nicht abschreckend, sondern mobilisierend. Schon die 
Massenkundgeung am 1. August hatten Querdenker und 
Rechtsextreme als »Tag der Freiheit« bezeichnet, in An-
lehnung an den Titel des Propagandafilms von Riesen-
stahl zum Reichsparteitag der NSDAP von September 
1935. 

Trotz oder gerade wegen des polizeilichen Verbots 
mobilisierten die Organisatoren weiterhin für ihren 
geplanten Aufmarsch in Berlin. Dutzende von öffent-
lichen Alternativveranstaltungen wurden angemeldet, 
u.a. eine Demonstration gegen das Verbot aus den Rei-
hen der Berliner AfD. Doch dessen bedurfte es nicht. 

n	 Korrespondenz : Demo und Kundgebung der »Querdenker« in Berlin

Eine Manifestation kleinbürgerlichen Denkens  
in Deutschland

Fotos auf Seiten 4 und 5: Neuköllnbild bei Umbruch-Bildarchiv, Berlin
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»Helden« in Uniform?

Die Diskussionen und Reaktionen von Repräsentanten 
der parlamentarischen Demokratie auf die Ereignisse 
waren grotesk. Der Fraktionsvorsitzende der Linkspartei, 
Bartsch, schlug ernsthaft vor, die drei Polizisten mit dem 
Bundesverdienstkreuz auszuzeichnen. Und Bundesprä-
sident Steinmeier lud sie zu einem offiziellen Empfang in 
seine Diensträume, dem Schloss Bellevue. Dabei wies er 
darauf hin, dass die Verteidigung der Demokratie nicht 
allein Aufgabe der Polizei, sondern der gesamten Gesell-
schaft sei.

Nicht so viel Reaktionen rufen die Antifaschst*innen 
hervor, wenn sie Aufklärung über rechtsextremistische 
Bestrebungen in den Sicherheitsbehörden (Justiz, Poli-
zei und Bundeswehr) verlangen. Verbalen Beteuerungen 
folgt keine Aufklärung, sondern meist die weitere Ver-
schleierung über das Zusammenwirken zwischen rechts-
extremen Terrorismus und ihren Unterstützern in den 
Sicherheitsbehörden.

Antifaschistische Gegenkundgebung  
ohne größere Resonanz

Zu einer Gegenkundgebung auf dem Bebelplatz hatten 
sich mehrere hundert Antifaschist*innen zusammen-
gefunden, darunter auch zahlreiche Menschen und 
Initiativen die zur Zielscheibe des rechten Terrors in 
Neukölln geworden waren. Sie schlugen sich in einer 
Spontandemo bis zur Friedrichstraße durch. Doch die 
lautstarken Sprechchöre mit dem Vorwurf »Ihr lauft mit 
Faschisten!«, zeigten keine Wirkung auf die aus allen 
Teilen Deutschlands angereisten Corona-Leugner, die 
darin keinen Tabubruch erkennen wollten. Längst kom-
men völkische und nationalistische Positionen aus der 
sogenannten Mitte der Gesellschaft und beeinflussen 
auch die Meinungen in Teilen der lohnabhängigen Bevöl-
kerung. Allein mit dem Bekenntnis zu Demokratie und 
Freiheit lässt sich das Anwachsen des Rechtspopulismus 
und Rechtextremismus nicht aufhalten. Auf diesem Kla-
vier spielen mittlerweile alle: die Koalitionsparteien von 
Bundesregierung und Berliner Senat bis hin zu den völ-
kischen Nationalisten. Nur das jeder etwas anderes da-
runter versteht. Ohne den Bezug zu den sozialen Interes-
sen und politischen Rechten der Lohnabhängigen sowie 
einer Kritik an den kapitalistischen Verhältnissen bleibt 
der Antifaschismus zahnlos.

A.B., 14.09.2020  n

Vom Verwaltungs- und Oberverwaltungsgericht wurde 
die Verbotsverfügung zurückgewiesen. Gegenüber den 
Corona-Leugnern werteten die Parteien der Berliner Se-
natskoalition dies selbstgerecht als Bestätigung für das 
Funktionieren von Demokratie und Rechtsstaat, wäh-
rend die Querdenken-Bewegung dies als Teilerfolg über 
den rot-rot-grünen Senat sah. Der geplante »Sturm auf 
Berlin« konnte gerichtlich genehmigt stattfinden.

... und die Einsatzplanung der Polizeiführung 
ihnen freie Bahn verschafft

Zwar wurde die angemeldete Demonstration durch die 
Innenstadt zur Großkundgebung vor dem Brandenburger 
Tor wegen Nichteinhaltung der Corona-Auflagen an der 
Kreuzung Unter den Linden Ecke Friedrichstraße ge-
stoppt und aufgelöst. Aber ein anderes Ereignis sollte die 
Schlagzeilen der Nachrichten im Fernsehen und in den 
Zeitungen füllen: der Sturm von Reichsbürger*innen 
auf die Zugangstreppe des Reichstages. Vor dem Reichs-
tag, von CDU bis Linkspartei als Symbol der Deutschen 
Demokratie bezeichnet, wehten die schwarz-weiß-roten 
Fahnen des alten Deutschen Reiches. Diese Bilder gingen 
um die Welt. 

Während beispielsweise sieben Polizei-Hundert-
schaften mobilisiert wurden, um einem Gerichtsvollzie-
her den Einlass in die linke Kiezkneipe »Syndikat« zu 
ermöglichen, hatte die Einsatzleitung der Polizei nur 
drei(!) Polizisten am Eingang zum Parlament postiert. 
Und dies trotz einer angemeldeten Kundgebung von 
Reichsbürger*innen vor dem Gebäude und obwohl die 
Absichten der Rechtsextremisten durch deren öffentliche 
Ankündigungen bekannt waren. Von dem versammelten 
Haufen konnte dies nur als Einladung verstanden wer-
den.

Dass der Berliner Polizeiapparat auf dem rechten 
Auge blind ist – sprich im Rechtsextremismus nicht 
seinen Gegner sieht –, haben die Verschleppungen und 
Vertuschungen in den Ermittlungen über die rechte  
Anschlagsserie in Berlin-Neukölln deutlich gemacht.  
Ob die Polizeiführung mit ihrer Einsatzplanung auch 
den Innensenator des ungeliebten rot-rot-grünen Senat 
auflaufen lassen wollte, bleibt eine Vermutung, liegt  
aber nahe. Zahlreiche Beschlüsse des Berliner Senats, 
wie beispielsweise das Antidiskreminierungsgesetz, 
waren in den Reihen der Polizei auf strikte Ablehnung  
gestossen.
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reaktionären gesellschaftlichen Organisationen wie 
etwa dem Stahlhelm sammelten. Zu allen möglichen 
Anlässen holten sie die Reichsflagge aus den Schränken 
hervor, um öffentlich ihre Haltung gegen die Weimarer 
Republik zu demonstrieren.

Am 30. Januar 1933 wurde erstmals eine Regierung 
aus diesen Kräften unter Einschluss der NSDAP gebil-
det. Mit dem Reichstagsbrand Ende Februar 1933 war der 
Tagungsort des Parlaments in Schutt und Asche gelegt. 
Die letzten Reichstagwahlen am 05. März des Jahres und 
die folgende Regierungsbildung mit den Parteien NSDAP 
und DNVP bildeten die Voraussetzungen für einen voll-
ständigen Neubeginn der politischen Herrschaftsform in 
Deutschland. 

In Vorbereitung auf den »Tag von Potsdam« erließ Hin-
denburg am 12. März 1933 eine Verordnung, nach der bis 
zur endgültigen Regelung der Staatsfahne die schwarz-
weiß-rote Flagge gemeinsam mit der Hakenkreuzflagge 
bei staatspolitischen Ereignissen zu hissen sei. So gelang 
es die alten Kräfte hinter die Regierung zu scharen und 
sie gleichzeitig auf eine neue Kraft zu orientieren. 

Am »Tag von Potsdam« am 21. März 1933 schlos-
sen die reaktionären Kräfte, Deutschnationale, Mon-
archisten und Faschisten, die Spitzen der beiden 
christlichen Kirchen wie alle von ihnen geführten Or-
ganisationen einschließlich der Reichswehr ein Bündnis 
für den gesellschaftlichen und politischen Neubeginn 
des Deutschen Reiches.  Die Potsdamer Innenstadt war 
beherrscht von der schwarz-weiß-rote Flagge. Hinter 
dem offiziellen Rednerpult stand die Hakenkreuzfahne. 
Sie wurde 1935 zur offiziellen Flagge des faschistischen 
Deutschlands.

Zur Charakterisierung der Szene der Reichsflaggen-
träger sind noch zwei Punkte von Bedeutung. Einmal 

Am Rande der Kundgebung gegen die staatlichen Coro-
na Maßnahmen am 29. August 2020 in Berlin stürmte 
eine Truppe von rechtsgerichteten Demonstranten mit 
schwarz-weiß-roten Fahnen die Stufen des Reichstagsge-
bäudes mit dem erklärten Ziel, durch diese Aktion den 
Eindruck zu erwecken, man habe das Haus  von den ver-
hassten Vertretern des Nachkriegsparlamentarismus be-
freit und nunmehr das Kommando übernommen. 

Auch wenn die Demonstrant*innen nicht in das Ge-
bäude eindrangen, so brachte der symbolische Akt der 
Treppenerstürmung das politische Establishment in Ber-
lin auf die Palme. Alle Fraktionen, sämtliche Medien 
schäumten ob des Frevels eines reaktionären Mobs, „ihr« 
Parlament erobern zu wollen. 

Die Kritik entzündete sich an der starken Präsenz der 
Reichsflagge an diesem Ort. Mit ihr wird gemeinhin das 
Deutsche Kaiserreich von 1871 bis 1918 in Verbindung 
gebracht, dass sie zur Staatsflagge erklärte.

Doch attackiert wurde damals der Reichstag vor al-
lem von Kaiser Wilhelm II., der ihn als „Reichsaffen-
haus« bezeichnete, und den mit ihm verbundenen mon-
archistischen Kräften. Sie fürchteten, ihre Privilegien zu 
verlieren und zukünftig nicht mehr das Recht zu haben, 
in allen zentralen Fragen des Staates die Letztentschei-
dung zu treffen. Eine Angst, die durch den stetig wach-
senden Einfluss der Sozialdemokratie bestärkt wurde.

Auch wenn die Abschaffung der parlamentarischen 
Demokratie aktuell eines der erklärten Ziele der Fah-
nenträger Anno 2020 ist, so haben sie nicht vor, die alte 
Adelsgesellschaft zu restaurieren. Ein Grund dafür ist, 
dass die schwarz-weiß-rote Fahne im Kaiserreich ständig 
mit anderen Fahnen als Identifikationssymbol konkur-
rieren musste. Tief verwurzelt waren damals die regio-
nalen Identitäten, insbesondere die Symbole der Fürsten-
häuser und ihre jeweiligen militärischen Traditionen. 
Erst im ersten Weltkrieg trat deren Bedeutung in den 
Hintergrund. Im modernen Krieg zwischen Nationalstaa-
ten hatten sie keinen Platz mehr. Die schwarz-weiß-rote 
Fahne setzte sich als Identifikationssymbol für Militär 
und Nation durch. Sie blieb fortan das einigende Merk-
mal der militaristischen Kräfte. Die Abdankung von Wil-
helm II. und seine Flucht in die Niederlande trennten ihn 
vom besiegten Heer, dem er, dessen oberster Feldherr er 
formell war, in der Niederlage nicht beistand. Diese »Fah-
nenflucht« ließ die schon im ersten Weltkrieg gelockerten 
Bindungen zwischen den militärischen Truppen und der 
Monarchie am Ende des Krieges endgültig zerreißen.

Mit der Etablierung der Weimarer Republik wurde die 
Reichsflagge eingerollt und statt ihrer die schwarz-rot-
goldene Fahne aufgezogen. Sie repräsentierte während 
der gesamten Weimarer Republik das republikanische 
Staatswesen, mit Ausnahme der Handelsflotte. Aber auch 
hier wurde die Flagge der Republik klein auf die Reichs-
flagge genäht. 

Abgelehnt wurde sie von den Eliten der alten Gesell-
schaft, die sich im Staatsapparat, im Militär und den 

Schwarz-weiß-rote Fahnen  
auf den Stufen des Reichstagsgebäudes

»Tag von Potsdam«, Adolf Hitler, Paul v. Hindenburg 
Quelle: wikipedia, Bundesarchiv Bild 183

A
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bestehenden Rechtsordnung wird es den Reichsbürgern 
erschweren, sich zu organisieren und eine handlungs-
fähige Kraft zu werden.

Die Ablehnung des Staates trennt die Reichbürger 
auch von der rechtspopulistischen AFD. Diese will ihre 
politischen Vorstellungen im Rahmen der bestehenden 
Gesetze und durch Mehrheitsbildungen im Parlament 
durchsetzen. Folgerichtig »liebt« sie Deutschland und 
schwenkt zu allen erdenklichen Anlässen die schwarz-
rot-goldene Fahne. So überrascht es nicht, dass sich die 
AfD von der Treppenbesetzung distanzierte.

Die Reichbürgerszene hat es mit ihrer Aktion vor 
den Türen des Reichstagsgebäudes erstmals geschafft, 
als politische Gruppierung öffentlich wahrgenommen 
zu werden. Beigetragen hat dazu ihr massives Auftreten 
vor der russischen Botschaft, wo sie Präsident Putin auf-
forderte, mit ihnen in Verhandlungen über einen Frie-
densvertrag zu treten. So irrwitzig diese Forderung auch 
ist, sie hat in den sozialen Netzwerken zu einer breiten 
Diskussion geführt und viel Zuspruch gefunden. 

Abzuwarten bleibt, ob die Reichsbürger mit diesen 
Aktionen das Ghetto verschrobener Einzelkämpfer, die 
Steuerzahlungen verweigern, ohne Führerschein Auto 
fahren, eigene Währungen herausgeben oder ihren 
Schrottplatz zu einem Territorium außerhalb der Gesetze 
der Bundesrepublik erklären, verlassen können.

Welche der rechten Gruppierungen sich in den nächs-
ten Jahren durchsetzen wird, ist noch nicht zu erkennen. 
Unabhängig von ihrem jeweiligen strategischen Ansatz 
werden sie sich auch zukünftig bei zentralen Punkten 
wie etwa der Flüchtlingsfrage zu gemeinsamen Demons-
trationen und Aktionen zusammenfinden, wie schon 
2018 beim Tod von Daniel H. in Chemnitz.	

		  H.B. 14.09.2020  n

ihre territoriale Fixierung auf die Grenzen des Deutschen 
Reiches von 1937 auch über die militärische Niederlage 
von 1945 hinaus. Erst deren Wiederherstellung erlaubt es, 
eine legitime Regierung zu bilden, die einen Friedens-
vertrag abschließen kann. Die Nachkriegsordnung wird 
deshalb von ihnen kategorisch abgelehnt und ihr jed-
wede Recht setzende Zuständigkeit abgesprochen. Und 
zum anderen ihr Bezug auf das Reichsbürgergesetz, das 
z.B. Juden, Sinti und Roma eine zweitrangige Staatsbür-
gerschaft zuerkannte.  Reichsbürger, wie sich die Anhän-
ger dieser Szene bezeichnen, können nur Deutsche sein, 
die nach dem faschistischen Gesetz die vollständige  
Staatsbürgerschaft erhalten hätten. 

Die Träger der schwarz-weiß-roten Fahnen sind von 
ihrer Gesinnung her militaristisch, antiparlamentarisch 
und völkisch. Im Kern also Faschisten. Weshalb sie sich 
derzeit nicht hinter der Hakenkreuzfahne sammeln, 
hat zwei Gründe: Einmal ist diese verboten. Sie kann 
als Identifikation der Szene in der Öffentlichkeit nicht 
gezeigt werden. Zum anderen haben die Reichsbürger 
noch den Status einer heterogenen Bewegung, ohne pro-
grammatische Grundsätze und überregionale Strukturen. 

In einem wichtigen Punkt unterscheidet sich aller-
dings die Reichsbürgerszene von der NSDAP und ihren 
erklärten Nachfolgeorganisationen. Während Hitler nach 
dem gescheiterten Putsch von 1923 die Schlussfolgerung 
zog, eine Machtübernahme in der Weimarer Republik sei 
nur durch Ausnutzung der bestehenden Gesetze möglich, 
lehnen die Reichsbürger dies ab. Die Partei »Der III. Weg«, 
hat dagegen ihre Organisation im Rahmen der bestehen-
den Ordnung gegründet, um ihre Mitglieder mithilfe 
des Parteienprivilegs besser vor staatlicher Verfolgung 
schützen zu können. Die konsequente Ablehnung der 

A

ten mit einem Hobel in der Hand imponierte. Bernds kri-
tisches Denken brachte ihn in Gegensatz zum Wehr- 
dienst in der DDR, deshalb ging er über die Grenze in den 
Westen. 

Überall, wo er in der BRD Arbeit fand, setzte er sich 
für die sozialen Interessen seiner Kollegen ein. Nach ei-
nem Ingenieurstudium am Technikum in Bremen war 
das Wasserwirtschaftsamt in Sulingen seine neue Ar-
beitsstelle. Hier brachten ihn die Kollegen an die Spitze 
ihres Personalrates. Seine konsequente Haltung in  
Sachen Ökologie  und Arbeitsbedingungen der Kollegen 
veranlasste die lokalen Umweltgruppen, den niedersäch-
sischen Umweltminister zu bewegen, ihn zum Leiter der 
besonders problematischen Sondermülldeponie (Dioxin) 
Münchehagen im Kreis Nienburg zu benennen. Dank 
seines Einsatzes erhielten die Beschäftigten bei der Si-
cherung der Giftmüllhalde erträgliche Arbeitsbedingun-
gen. In der Bremer Gruppe setzte er sich für die Solidari-
tät mit kämpfenden Belegschaften ein. Hatte er in Del- 
menhorst gute Kontakte zu Betriebsräten verschiedener 
Betriebe, so war er den Sekretären seiner Gewerkschaft 
ver.di durch sein kritisches Denken unbequemes Mit-
glied gewesen. 

Bernhard Idselis †

Am 27.06.2020 ist unser politischer Freund Bernhard 
Idselis in Delmenhorst gestorben. Geboren war er am 
19.04.1938 in Berlin und wuchs in Wörlitz auf.

Bernd hat in der DDR den Beruf des Zimmermanns 
gelernt. Er hatte den Vorteil, einen kritischen Kommu-
nisten an seiner Seite zu haben, der ihn in seinem ei-
genen kritischen Denken unterstützte.

Seine Freisprechung erlebte er mit anderen zusam-
men beim DDR-Präsidenten Wilhelm Pieck, der selber 
Zimmermann gewesen war und den jungen Zimmerleu-
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lismus setzt auf das Prinzip des (ökonomisch) Stärkeren, 
wodurch die Schwächeren verdrängt werden. Er zeigt 
damit eine offene Flanke zum Rechtsradikalismus, die 
in der sogenannten »Flüchtlingskrise« von 2015 wirksam 
wurde. Die AfD, damals nach der scheinbaren Bewälti-
gung der Wirtschafts- und Finanzkrise von 2008 auf dem 
absteigenden Ast, wurde zur offen migrationsfeindlichen 
Rechtspartei, der der Durchmarsch in alle Landtage und 
den Bundestag gelang. Damit wurde sie endgültig zum 
Anziehungspunkt auch für faschistische Kräfte, die ei-
nen parlamentarischen Arm für nützlich halten.

Der »völkische Antikapitalismus« entstand in ver-
schiedenen Spielarten in der Weimarer Republik. Beson-
ders effektiv organisierte er sich in der NSDAP und 
prägte deren Parteiprogramm. Mit einer Kritik der kapi-
talistischen Produktionsweise und Gesellschaftsforma-
tion hatte diese Ideologie freilich nichts zu tun. Soweit 
sie ehrlich gemeint war, ging es im wesentlichen um die 
Begrenzung angeblicher »Auswüchse« des Systems. Das 
Privateigentum wurde prinzipiell akzeptiert, lediglich 
seine Verteilung und sein Gebrauch im nationalen Sinne 
bewertet. Mit der berüchtigten Unterscheidung von 
»schaffendem« und »raffendem« Kapital  wurde nicht 
nur der Antisemitismus mit einer ökonomischen Begrün-
dung unterlegt, sondern der Versuch unternommen, die 
Arbeiterschaft fest an den Kapitalismus zu binden. Wert-
schaffendes nationales Kapital wurde ebenso als natür-
liche Produktionsbedingung legitimiert wie die Lohnar
beit, deren Abschaffung nicht zur Debatte stand. Arbeit 
sollte leistungsgerecht bezahlt werden – umgekehrt hieß 
das, wer nicht arbeitet (dem »Volk« also nichts nützt), 
soll auch nicht essen. Das gipfelte in dem zynischen Mot-
to »Arbeit macht frei« über dem Eingang zum KZ Ausch-
witz.

Die nationale Einheit von Kapital und Arbeit unter fa-
schistischer Diktatur führte zur »Volksgemeinschaft«. Es 
ging zwar um die Versöhnung von Kapital und Lohnar-
beit, aber nicht um Sozialpartnerschaft (wie die Sozialde
mokratie sie pflegt), sondern um Unterordnung: Zer-
schlagung der Arbeiterbewegung und Vorbereitung des 
Krieges. An die Stelle des Klassenkampfes sollte der Ras-
senkampf treten. Der »völkische Antikapitalismus« rich-
tete sich gegen das internationale Finanz- und Handels-
kapital. Antisemitische Ideologie verband sich so mit 
Standortdenken, das den allgemeinen Kapitalinteressen 
entsprach und die NSDAP als schlagkräftige Truppe ge-
gen die Arbeiterbewegung für die Kapitalisten unter den 
Bedingungen Deutschlands in der Weltwirtschaftskrise 
von 1929 interessant machte.

In Zeichen der Coronakrise scheint die AfD ziemlich ab-
gemeldet zu sein. Krisenzeiten sind Zeiten der Exekutive, 
also der Regierungsparteien (in Deutschland gegenwär-
tig also CDU/CSU, die SPD dagegen hat zumindest in 
den Umfragen nichts davon). Wenn aber die Regierung 
den Ausnahmezustand recht erfolgreich organisiert und 
dabei die klare Unterstützung der Mehrheit der Bevölke-
rung gewinnt, wird der rechten Opposition das Thema 
entzogen. Die rechte Szene scheint derzeit verunsichert 
zu sein, wie sie mit dieser Situation umgehen kann. Sie 
organisiert nun Kundgebungen scheinbar zur Verteidi-
gung der Grundrechte. Hierzu gehören die sogenannten 
»Hygienedemos« am Rosa-Luxemburg-Platz in Berlin 
und ähnliche Veranstaltungen in Stuttgart, München 
und vielen anderen Städten, »unterwegs … dabei eine 
krude Mischung aus arglos anmutenden Senioren, eso-
terischen Verschwörungstheoretikern, rechtsradikalen 
Reichsbürgern und polizeibekannten Hooligans« (Tages-
spiegel, 9. 5. 2020). Hier mischen auch bekannte Funktio-
näre und Mandatsträger der AfD an führender Stelle mit. 
Die Partei selbst aber kann in der medialen Öffentlich-
keit derzeit kaum Punkte machen. Übrigens sollen auch 
»versprengte Linke« (zitiert nach Bundeszentrale für po-
litische Bildung) bei solchen »Querfronten« mitmachen.

Dennoch bleibt die AfD ein organisatorisches Rück-
grat der rechten Szene, ein Sammelbecken auch für 
rechtsextreme, faschistische Strömungen, soweit ihnen 
Organisationsmöglichkeiten einer parlamentarischen 
Partei vorteilhaft und nützlich erscheinen. Mit dem 
Rückgang der Pandemie wird auch die AfD aus dem 
Lockdown wiederauftauchen. Die Gefahr ist absehbar, 
dass ihre soziale Demagogie der AfD gerade in der gegen-
wärtig durch »Corona« gewaltig verstärkten ökono-
mischen und gesellschaftlichen Krise giftige Früchte 
tragen wird. Die Schließung der Grenzen in Europa, die 
Verweigerung von zwischenstaatlicher Zusammenarbeit 
(von einem Exportstopp für Atemschutzmasken bis hin 
zum Urteil des Bundesverfassungsgerichts zur Geldpoli-
tik der EZB), der Streit um »Corona-Bonds« haben uns 
schon erste Eindrücke nationalistischer Abschottung 
vermittelt. Nach den gegenwärtigen Kräfteverhältnissen 
wird sich dies zunächst eher durchsetzen als Versuche 
von linker Seite, die Krise emanzipatorisch aufzuarbei-
ten und für die Propagierung nichtkapitalistischer Pro-
duktions- und Lebensweisen zu nutzen. Die rechte Szene 
bereitet sich auf die kommenden Verteilungskämpfe vor 
und wendet ihre Aggressionen gegen die üblichen gesell-
schaftlichen »Sündenböcke«: Linke, MigrantInnen, wei-
tere »Minderheiten«. Erscheinungen eines nationalis-
tisch geprägten angeblichen »Sozialismus« und ähnliche 
Varianten kennen wir zur Genüge aus der Geschichte 
und dem rechten Rand unserer gegenwärtigen Gesell-
schaft.

»Völkischer Antikapitalismus«

Bekanntlich wurde die AfD als Partei des neoliberalen 
Marktradikalismus gegründet, damals vielfach noch als 
»Professorenpartei« belächelt. Aber auch der Neolibera-

»Die soziale Frage war das Kronjuwel der 
Linken, es war ihre Existenzgarantie. Und 
wenn wir als AfD glaubwürdig bleiben und 
entschlossen bleiben, dann können wir der 
Linken dieses Kronjuwel jetzt abjagen!  
Und das sollten wir tun!« 

Björn Höcke auf dem Kyffhäuser-Treffen  
des völkischen AfD-Flügels am 23. Juni 2018

AfD und soziale Frage
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nen gesetzlichen Mindestlohn aus (den es inzwischen ja 
gibt). Man will WählerInnen, die auf eine Lohnunter-
grenze angewiesen sind, nicht verprellen. Die Begrün-
dung für die Kehrtwende in dieser Frage ist typisch: An-
gesichts der »Masseneinwanderung« von »Armuts- 
flüchtlingen« müsse man deutsche Lohnabhängige vor 
Lohndumping schützen. Eine konkrete Aussage zur 
Höhe des Mindestlohns gibt es nicht, und auch zu Leih-
arbeit und Werkverträgen macht das Programm keine 
Aussagen.

Die vom Meuthen-Flügel propagierte Privatisierung 
der Arbeitslosenversicherung wurde nicht ins 
Grundsatzprogramm übernommen. Dennoch bleiben die 
Angriffe auf die Rechte der Lohnabhängigen und 
Lohnersatzleistungsbeziehenden bestehen. Sie werden 
in Formulierungen wie Abschaffung überflüssiger Büro-
kratie und Erbringung von Gegenleistungen, also 
Zwangsarbeit in Form von »Bürgerarbeit", gekleidet. Im 
übrigen kursieren in der Partei verschiedene Konzepte, 
wie das konkret auszugestalten sei.

Auch eine Positionierung zur gesetzlichen Rente ist 
noch umstritten. Der Meuthen-Flügel will die Einfüh-
rung einer rein kapitalgedeckten Rente, der Höcke-Flügel 
im Gegenteil die Beibehaltung der umlagefinanzierten 

In den Jahrzehnten der Nachkriegszeit bis heute hat 
es in der BRD nie solche Bedingungen gegeben, die dem 
nationalen Kapital aus einer Existenzkrise heraus einen 
brutalen Alleingang wie den des Zweiten Weltkriegs 
nahelegten. Das Gegenteil war der Fall: Die BRD ging den 
Weg der Unterordnung unter die mächtigste kapitalis- 
tische Macht, die USA, und der Integration europäischer 
kapitalistischer Staaten in der EU (in der sie immerhin 
eine dominante Rolle zu spielen vermag). Nie mehr al-
lein, lautet nun das Motto deutscher Außenpolitik, und 
bürgerliche Demokratie plus Marktwirtschaft die nicht 
hinterfragte innenpolitische Orientierung. Dennoch tra-
ten schon wenige Jahre nach Kriegsende faschistische 
und rechtspopulistische Gruppierungen wieder auf, von 
der Sozialistischen Reichspartei (SRP, Verbot 1952) über 
diverse Nachfolger bis zur NPD. Letztere hat über Jahr-
zehnte einen gewissen organisatorischen Kristallisa- 
tionspunkt in der rechtsextremen Szene dargestellt, ist 
aber parallel zum Aufstieg der AfD in der Bedeutungs-
losigkeit versunken.

Sozialpolitische Aussagen der AfD

In den sozialpolitischen Aussagen der AfD bzw. einzel-
ner Funktionäre dieser Partei spiegelt sich die zweifache 
Herkunft aus dem neoliberalen und dem rechtsextrem-
völkischen Zusammenhang. Ersterer, repräsentiert 
etwa durch den Co-Vorsitzenden Meuthen, setzt eher 
auf den Rückzug des Staates aus der Wirtschaft, auf die 
Privatisierung der öffentlichen Daseinsvorsorge und der 
Sozialversicherungen. Anders sieht es das völkisch-na-
tionalistische Lager in der AfD, repräsentiert durch den 
Höcke-Kalbitz1-Flügel. Die Rolle des Staates soll dem-
nach nicht auf die eines »Nachtwächterstaates« reduziert 
werden. Er soll eine Funktion als Sozialstaat haben, aber 
mit der wesentlichen Einschränkung: nur für Deutsche. 
Dies ist keineswegs neu in der Geschichte der BRD: NPD 
und Republikaner etwa haben dies in ihren Programmen 
und Wahlaussagen auch so geregelt.

Im Grundsatzprogramm der Partei überwiegen in 
Wirtschafts-, Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik  die 
marktradikalen Aussagen gegenüber den offen völkisch-
nationalen2. Offenbar kommt es der Mehrheit der AfD 
darauf an, zu einer bürgerlichen Mitte-Rechts-Strömung 
anschlussfähig zu bleiben, um irgendwann mitregieren 
zu können. Die Wahl des thüringischen Kurzzeit-
Ministerpräsidenten Kemmerich von der FDP mit Stim-
men der AfD, deren Landesvorsitzender in Thüringen 
Höcke ist, hat gezeigt, dass beide Flügel in der AfD pro-
blemlos zusammenarbeiten. Besagter Kemmerich fiel 
später auch als Teilnehmer einer der rechten Anti-
»Corona"-Demonstrationen vom 9. Mai auf.

Relativ durchsetzungsfähig war der völkische Flügel 
in Fragen einer vermeintlichen Sozialpolitik. So spricht 
sich das Parteiprogramm entgegen ursprünglichen Ab-
sichten der Mehrheit der Parteiführung seit 2016 für ei-

1	  Wir gehen nicht davon aus, dass der Ausschluss von Kalbitz aus 
der AfD (15. Mai 2020) wesentliches an den Aussagen ändert.

2	 vgl. Stefan Dietl, Die AfD und die soziale Frage. Zwischen Marktra-
dikalismus und »völkischem Antikapitalismus«, Münster 2018, S. 
64 - 84, sowie Grundsatzprogramm der AfD (https://www.afd.de/
grundsatzprogramm/)

Beiträge und Dokumente zur Diskussion: Der Aufstieg 
des Rechtspopulismus · Kampf gegen rechts – Aber wie?
Die politische Rechte in der Weimarer Republik und die 
Analysen der KPD-Opposition

Juli 2020 · 3,– Euro · Hrsg.: Gruppe Arbeiterpolitik



 

10 Arbe iterpolit ik Nr . 3 / 4  ·  S ep teMber 2020

Gesellschaft ist nicht abzusehen, dass die Arbeiterklasse 
in Deutschland (oder sonst wo in Europa) die Machtfra-
ge stellen wird. Daher gibt es auch keine bedeutenden 
Fraktionen des Kapitals, die sich für rechtspopulistische 
Parteien stark machen. Es wird im Gegenteil ständig in 
Politik, Medien und Wirtschaftslobby darauf hingewie-
sen, dass solche Erscheinungen den Wirtschaftsstandort 
Deutschland schädigen.

Das heißt jedoch nicht, dass die AfD für die poli-
tischen Kräfteverhältnisse in Deutschland keine Bedeu-
tung hätte. Sie beeinflusst das politische Koordinatensy-
stem, stärkt den Rechtsausleger einer immer möglichen 
Mitte-Rechts-Strömung und fördert damit eine solche 
Regierungsbildung. Wenn im Zuge der noch unabseh-
baren Auswirkungen der Pandemie-Krise der »sozialde-
mokratische« Kurs der Merkel-Koalition endgültig liqui-
diert werden sollte, ist eine solche Stärkung durch 
Stimmungsmache in der Bevölkerung und damit auch 
per Wahlzettel willkommen, ohne dass eine Regierungs-
beteiligung der AfD notwendig wäre. Die eigentliche Ge-
fahr für die Lohnabhängigen und ihre Organisations-
möglichkeiten sind weiterhin diejenigen Gruppierungen, 
die etwa mit Friedrich Merz in der CDU eine reaktionäre 
Kehrtwende herbeiführen wollen. Die AfD arbeitet ihnen 
an der nach rechts offenen Flanke des bürgerlichen Par-
teiensystems zu. Dabei setzt sie auf Stimmungen unter 
den VerliererInnen der kapitalistischen Globalisierung, 
auf diejenigen, die in ihrer nicht verstandenen Notlage 
auf nationalistische Karte ziehen.

Daher schrieben wir in Arbeiterpolitik 5/6 2018: 
»Klassenkampf wäre aber eine notwendige Perspektive 
für einen linken Widerstand gegen die Entwicklung nach 
rechts. Rassistische Vorurteile lassen sich nicht durch 
Ächtung und auch nicht durch noch so gut gemeinte Auf-
klärung allein überwinden. Allenfalls individuell kann es 
hier Erfolge geben. Wir werden es nicht schaffen, alle 
Menschen zu aufgeklärten, weltoffenen Menschen zu ma-
chen. Rassismus und Fremdenfeindlichkeit bestimmen 
aber nicht zwangsläufig das ganze politische Denken. Es 
gibt andere Themen und Erfahrungen, die diese Ressenti-
ments in den Hintergrund drängen können. Wichtig wäre 
es daher, daran zu arbeiten, andere Themen auf die Ta-
gesordnung zu setzen, damit die tatsächlichen Ursachen 
sozialer Unsicherheit in den Mittelpunkt rücken."

Proteste gegen die AfD und gegen Versuche, sie zu ei-
ner »normalen« Partei des bürgerlich-parlamentarischen 
Politikbetriebs umzudeuten, haben daher ihren Sinn. 
Für uns aber ist es wichtig, in Diskussion und Aktion mit 
bürgerrechtlich argumentierenden AntifaschistInnen, 
die wir als BündnispartnerInnen durchaus schätzen, die 
wirkliche Gefahrenquelle aus dem inneren Kern der bür-
gerlichen Politik deutlich zu machen. Dies gilt ganz be-
sonders in den Gewerkschaften, in denen der Kampf ge-
gen rechts in vielen Gliederungen, auch in der Ge- 
samtorganisation eine Herzensangelegenheit ist. Es 
kommt jedoch darauf an, diese Grundhaltung für die 
Aufklärung über die kapitalistische Klassengesellschaft, 
ihre Ausbeutungsmechanismen und ihre Krisen zu nut-
zen.                                                                    01.09.2020  n

Rente, sogar ihre weitere Ausgestaltung durch Einbezie-
hung von Beamten, Selbständigen etc. als Beitrags-
zahlende. »Bürgerversicherung« soll das aber nicht hei-
ßen, und es soll sichergestellt werden, dass deutsche 
Staatsbürger einen Bonus bekommen und der weiterhin 
notwendige Bundeszuschuss durch Umschichtung im 
Bundeshaushalt, vor allem durch Kürzung der auf 20 
Mrd. Euro€ geschätzten Kosten der Migration aufgebracht 
werden soll. Ein auf dieser Grundlage ausgearbeitetes 
Konzept (in Konkurrenz zu weiteren Entwürfen) konnte 
aber nicht beschlossen werden, weil der hierfür vorge-
sehene Sonderparteitag Ende April wegen der Corona- 
Krise abgesagt werden musste.

Kurzzeitige Bemühungen einer teilweise der AfD an-
gehörenden, teilweise aus ihrem Umfeld sich bildenden 
Gruppierung »Fridays for Altersarmut", mit diesem The-
ma in die Öffentlichkeit zu gehen und der AfD WählerIn
nen zuzutreiben, fielen inzwischen ebenfalls dem Coro-
navirus zum Opfer.

In familien- und bildungspolitischen Themen schei-
nen die meisten Übereinstimmungen zwischen markt-
radikalen und sozialdarwinistischen Auffassungen in-
nerhalb der AfD zu bestehen. Die Familie soll den 
Schwerpunkt der sozialen Sicherung bilden, ihr wird so-
wohl im neoliberalen als auch im völkischen Flügel ein 
zentraler gesellschaftlicher Stellenwert eingeräumt. Im 
Bildungswesen sind »leistungsstarke« von »leistungs-
schwächeren« Schülern zu trennen. Die Maßstäbe setzt 
die Wirtschaft: Schulen und Hochschulen sollen die jun-
gen Menschen möglichst schnell auf die Ausbeutung am 
Arbeitsmarkt vorbereiten.

Abgesehen davon, dass viele Aussagen unkonkret 
und zwischen den Flügeln umstritten bleiben, schont die 
Partei die Bildungseliten, Spitzenverdiener und Kapital-
eigner. Dies zeigt sich - neben der Bildungspolitik - deut-
lich in dem konsequent neoliberalen Kurs in der Steuer-
politik. Hier geht es z.B. um die Abschaffung der Ge- 
werbesteuer, der Vermögensteuer (die juristisch noch 
besteht, nur seit einem Verfassungsgerichtsurteil suspen-
diert ist), der Erbschaftssteuer, der Progression in der 
Einkommensteuer und der Senkung des Spitzensteuer-
satzes. Es sind Steuersparmodelle für Unternehmen und 
große Vermögen.

Proteste gegen die AfD weiterhin notwendig

Sieht man sich diese programmatischen Aussagen an, so 
stellt man fest, dass es sich bei der AfD schwerpunkt
mäßig um eine Partei der marktradikalen Ausrichtung 
handelt. Insofern relativieren sich die Unterschiede zu 
den bürgerlich-parlamentarischen Rechtsparteien CDU, 
CSU und FDP. Die AfD ist nicht das, wozu sie von vielen 
AntifaschistInnen erklärt wird, nämlich eine faschis-
tische Partei. Sie ist aber auch ein Sammelbecken für 
faschistische Kräfte, die einen »parlamentarischen Arm« 
mit dessen organisatorischen Möglichkeiten für nütz-
lich halten und diesen dazu benutzen, das politische 
Klima von rechtsaußen her weiter anzuheizen. Ihre Ge-
fährlichkeit besteht offenkundig nicht darin, dass sie in 
der Lage wäre, eine Faschisierung der deutschen Politik 
voranzutreiben und darüber die Regierungsmacht zu 
ergreifen. Bei aller berechtigten Unzufriedenheit in der 
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Kraftvolle Demonstration gegen Rechts  
und den III. Weg in Siegen

merzahl wurde die namentliche Erfassung als freiwillig 
bezeichnet, trotzdem trugen sich viele in eine Liste ein.

Obwohl die Größe der Demo-Schilder und Transpa-
rente begrenzt sein sollte, wurden doch auch Transpa-
rente mit Übergröße entfaltet, u.a. eines der IG-Metall. 
Viele Banner und Pappschilder hatten einen dezidiert 
linken Inhalt (u.a. von VVN, Studenten, FAU u.a.), aber 
auch viele andere zeigten ihren Ärger und Meinung zum 
III.Weg (Siegen bleibt bunt u.a.). Für besonderes Aufse-
hen sorgte ein Slogan: »Der III.Weg endet in Stalingrad«. 
Die erste Hälfte der ca. 10 Redner*innen machte sich Luft 
zu den Umtrieben der Rechten, betonte die Vielfältigkeit 
der Siegener Bevölkerung und rief zu größerer Aktivität 
gegen Rechts auf. Bemerkenswert waren ein Linken-
Beitrag zu den örtlichen Verquickungen von regionaler 
Nazi-Szene zum III.Weg und eine kämpferische Rede ei-
ner FAU-Kollegin.

Danach sollte sich der Demo-Zug formieren. Hierbei 
wurde von den Veranstaltern nochmals die Begrenzung 
auf 400 Teilnehmer*innen betont; dies würde durch 
die Polizei kontrolliert. Deshalb sollten sich die Orga-
nisationen mit Transparenten und Blockbildung an der 
Spitze des Zuges formieren. Es kam zu einer etwa 30-mi-
nütigen Abmarsch-Verzögerung, weil deutlich mehr 
Teilnehmer*innen sich im Zug befanden und weil die 
Polizei im Schwarzen Block mit ca.30 Personen eine 
verbotene Vermummung festgestellt hatte (Gelächter bei 
den Versammelten). Schließlich setze sich der Demo-
Zug in Bewegung, wobei dann doch ca. 800 Menschen 
mitmarschierten. Der Rest von ca. 400 harrte etwa eine 
Stunde bis zur Rückkehr des Demo-Zuges auf dem Kund-
gebungsplatz aus; nur wenige verloren die Geduld und 
verließen den Ort.

Am 10.07.2020 fand in Siegen eine Demonstration mit 
Kundgebungen (zu Beginn und am Ende der Veranstal-
tung) gegen die Eröffnung des Parteibüros des III. Weges 
statt. Aufgerufen hatte das »Siegener Bündnis für Demo-
kratie«, unterzeichnet vom DGB-Regionsgeschäftsführer 
Ingo Degenhardt und vom Dezernenten der Stadt Siegen 
(Soziales usw.) André Schmidt (CDU), sowie das (neu ge-
gründete, linke) Bündnis »Siegen gegen Rechts«.

Das neueröffnete Parteibüro der rechtsextremen Or-
ganisation in Siegen ist nach Plauen das zweite Partei-
büro in Deutschland und soll als Keimzelle der weiteren 
Ausbreitung im Westen dienen. Seit ca. 2 Jahren hat sich 
diese Neo-Nazi-Organisation in Siegen mit »Info«-Stän-
den und etwas kläglichen Demo-Versuchen provozierend 
bemerkbar gemacht. Die Organisation gilt als Samm-
lungsbewegung verschiedener Nazi-Organisationen bis 
ins NSU-Umfeld.

Trotz Corona-Bedingungen und etlicher Auflagen (u.a. 
Verlegung wegen Größe der Teilnehmerzahl von der In-
nenstadt mehr an den Stadtrand, Demo-Teilnehmerzahl 
nicht größer als 400, namentliche Erfassung durch den 
Organisator) kamen am Versammlungs- und Kundge-
bungsort ca. 1.200 Leute zusammen (Polizei und Sie-
gener Zeitung meldeten 1000). Es überwogen deutlich 
jüngere Jahrgänge. In der Studentenstadt Siegen gibt es 
unter 100.000 Einwohner*innen ca. 16.000 Studierende. 
Gruppen von Studenten und aus der Bewegung Fridays 
For Future waren hör- und sichtbar, die linke Siegener 
Szene war gekommen, Gewerkschafter*innen, aber auch 
viele Unorganisierte und Kirchen-Aktive waren anwe-
send. Zudem sollen einige Linke aus Bremen, Augsburg 
und anderen Städten teilgenommen haben. Auch Sie-
gener Politiker-Prominenz aus Grünen, SPD und FDP wa-
ren vereinzelt zu sichten. Aufgrund der großen Teilneh-

Demo gegen den III.Weg am 10.07.2020 in Siegen mit über 1.200 Teilnehmer*innen                               Quelle: Irina Mirja Fotowelt
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gegen Rechts und insbesondere die Präsenz des III.Weges 
in Siegen. Trotz Corona-Einschränkungen und polizei-
lichen »Schutz«maßnahmen haben Linke und kritische 
Bürger*innen gezeigt, dass sie sich den Rechten in den 
Weg stellen wollen.

Was davon an Stärke sich wird stabilisieren können, 
hängt nicht zuletzt von den örtlichen Gewerkschaftsor-
ganisationen ab. Das Siegener IG-Metall-Verwaltungsge-
bäude befindet sich in dem selben Quartier, wie das III.
Weg-»Büro« (150m Luftlinie). Die IG-Metall-Jugend war 
mit großem Transparent (»Wir für mehr Menschlichkeit«) 
vertreten, verdi hat seine Mitglieder per Mail mehrfach 
zur Teilnahme aufgerufen, der DGB-Regionsgeschäfts-
führer in Siegen ist Hauptunterzeichner des Aufrufs zur 
Demonstration. Andererseits hat kein Gewerkschaftsver-
treter einen Wortbeitrag zustande gebracht, es waren ins-
gesamt nur wenige gewerkschaftliche Plakate und Trans-
parente sichtbar, zu wenige Kolleg*innen aus Büros und 
Betrieben waren organisiert anwesend. Auch hier wird 
sich zeigen, ob die Kraft der gewerkschaftlich Aktiven 
ausreicht, um mehr Präsenz und Kampfbereitschaft ge-
gen Rechts zu mobilisieren und die Gewerkschaftsfüh-
rung aus ihrer Deckung zu zwingen.

Eine gute Nagelprobe hierfür wird es am 8.August im 
nahegelegenen Olpe geben, wo ein weiterer Aufmarsch 
des III.Weges geplant ist.

SI, Juli 2020  n

Ergänzung: Demonstration in Olpe

Wie bereits in dem o.a. Bericht angekündigt, hat mittler-
weile in Olpe ( ca. 26 000 Einwohner*innen) am 8. August 
eine Demonstration mit abschließender Kundgebung ge-
gen die Werbetätigkeit des III. Weges stattgefunden. Das 
Bündnis »Olpe gegen Rechts« (Kreisverband der Linken, 
Jusos und Einzelpersonen) hatte dazu aufgerufen. An der 
Demo haben sich ca. 400 (Sieg. Z.) Menschen beteiligt. 
Dies soll hier seit über 50 Jahren die größte Demonstrati-
on (Siegener Zeitung vom 10.8.) gewesen sein. Rund zwei 
Drittel der Teilnehmer*innen waren zumeist Linke aus 
Siegen, kleinere Kontingente kamen auch aus Köln (Au-
tonome) und Dortmund (SAV). Das übrige Drittel setzte 
sich aus lokal Engagierten (Jusos, DGB, Grüne und ver-
schiedenen Initiativen) zusammen. Größere Polzeikon-
tingente (eine Hundertschaft mit Doppelkordon, Schutz-
weste, volle Ausrüstung) trennten die Demonstranten 
vom Werbeplatz des III. Weges (mehrere Zelt-Pavillons, 
ca. 30 Leute), die sich zum 3. Mal in Olpe aufgebaut hat-
ten und - wie von Umstehenden zu erfahren war – ohne 
große Resonanz bei den Einheimischen.

Bei Temperaturen über 35° war nach der eigentlichen 
Demo bei den meisten der Elan erloschen, und nur noch 
knapp 100 Teilnehmer*innen konnten den abschlie-
ßenden Redebeiträgen folgen. Es redeten neben dem 
IGM-Bevollmächtigten und DGB-Kreisvorsitzeneden An-
dré Arenz 3 Mandatsträger der SPD und ein Pfarrer, die 
alle vor Verharmlosung der Rechten warnten und dazu 
aufriefen, gegen diese Nazis aufzustehen. 

Mit großem Interesse werden die Aktiven in der Ge-
werkschaft verfolgen, was von den engagierten Worten 
nach den NRW-Kommunalwahlen am 13.09.2020 übrig 
bleiben wird.

Die Demo-Strecke war von der Polizei aus Infekti-
onsschutzgründen (!) auf ca. zwei Kilometer gekürzt 
worden. Sie führte durch die Innenstadt mit weiteren 
kurzen Kundgebungen am Bahnhof und am Einkaufs-
zentrum und streifte auf einer Länge von ca. 500 Metern 
das Stadtteil-Carré, in dem sich auch das neu eröffnete 
III.Weg-»Büro« befindet, zurück zum Kundgebungsplatz. 
Das Quartier war mittlerweile von der Polizei herme-
tisch abgeriegelt worden – mehrere Polizei-Wannen und 
Polizisten an jeder Straßenzufahrt und an jedem Zugang 

– damit das provozierende Propaganda-Haus unbeschä-
digt bleiben würde.

Die Demonstration verlief insgesamt sehr friedlich, 
war laut und in einer geradezu fröhlichen Atmosphäre. 
Antikapitalistische Sprüche, Antinazi-Slogans und Auf-
rufe zur internationalen Solidarität wurden hauptsäch-
lich skandiert. Lediglich ein Flaschen-Wurf aus dem 
Schwarzen Block führte zu etwas Aufruhr und zur hek-
tischen Geschäftigkeit des Polizei-Kamera-Teams (6er-
Gruppe).

Auf dem Kundgebungsplatz wurden dann noch wei-
tere Reden zu Toleranz und zum Zusammenhalt der 
Bürger gehalten; es wurde dazu aufgerufen, an weiteren 
Aktionen gegen den III.Weg teilzunehmen. Nach etwa 
zweieinhalb Stunden war die gesamte Veranstaltung ge-
gen 20 Uhr beendet.

Erwähnenswert ist noch, dass der gesamte Kundge-
bungsplatz von Polizeieinheiten weiträumig umringt 
blieb und ein Kamerawagen mit hoher Teleskop-Kamera 
die Menge insgesamt immer wieder abfilmte. Auch die 
Absperrung des Stadtteil-Carrés wurde aufrechterhalten. 
Die Polizeieinheiten (mindestens zwei Hundertschaften) 
blieben noch bis spät in die Nacht vor Ort und hielten vor 
dem »Büro“-Gebäude des III. Weges Wache.

Die Koalition von CDU und Grünen im Stadtrat hat 
sich deutlich gegen die Existenz des »Büros« der Nazis 
gestellt. Eine Resolution im Stadtrat, die den Vermieter 
auffordert, den Mietvertrag wieder zu kündigen, wurde 
von allen Fraktionen bis auf die AfD mitgetragen. Alle 
rechtlichen Möglichkeiten sollen in die Wege geleitet 
werden, um diese Nazi-Partei wieder zu vertreiben.

Für Siegener Verhältnisse waren die Demonstration 
und die Kundgebungen eine kraftvolle Stellungnahme 

Das verrammelte Parteibüro des rechtsextremen III.Weges 
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während der etwa zwei Stunden langen Dauer der Mani-
festation ein ständiges Kommen und Gehen gab, so liegt 
man nicht falsch, wenn man insgesamt von mindestens 
40.000 Protestierenden ausgeht.

Die Veranstaltung war nicht durchorganisiert. Ein 
Komitee hatte sich spontan gebildet und über Twitter, 
Facebook und Instagram einen Termin für den Protest 
angekündigt. Die Vorbereitung der Initiativgruppe be-
schränkte sich auf die Wahl des Ortes, die Festlegung der 
Uhrzeit und die Anmeldung bei den Behörden. Plakate, 
Transparente, etc. wurden nicht gestellt. Sie mussten von 
den Teilnehmenden mitgebracht werden. Bereits in den 
zurückliegende zwei Wochen hatte es kleinere Kundge-
bungen ähnlichen Charakters vor der amerikanischen 
Botschaft am Brandenburger Tor gegeben.

Bei der Kundgebung am Alexanderplatz gab es keine 
vorbereiteten Reden. Phasen der Stille wechselten sich 
mit Phasen gemeinsam artikulierter Sprüche wie »Black 
lives matter« oder »No justice, no peace« ab.

Überraschend an dieser Manifestation waren zwei 
Dinge. Zum einen die hohe Zahl der Teilnehmer, die 
trotz der von Medien und Politik unentwegt geäußerten 
Warnungen vor größeren Menschenansammlungen er-
schienen waren. Allein das Tragegebot von Masken 
wurde überwiegend beachtet. Zum anderen der Umstand, 
dass sich fast ausschließlich junge Leute zusammenge-
funden hatten. Kaum einer war über 25, viele sicher noch 
Schüler.

Motive der Jugendlichen

Eine große Rolle bei der Mobilisierung spielte die persön-
liche Betroffenheit. Durch die in den letzten zehn Jahren 
vollzogene Öffnung der Grenzen, die Internationalisie-
rung der Produktion und die diversen Flüchtlingsbe-
wegungen gibt es in der Schule und an der Universität 
immer mehr Jugendliche, deren Eltern aus anderen Län-
dern und Kulturen stammen. Für Schüler und Studenten 

Schon auf der Fahrt zum Alexanderplatz ließ sich erah-
nen, dass die Kundgebung am 07.06.2020 aus Anlass der 
Ermordung von George Floyd etwas Besonderes werden 
würde. Der Zug der S-Bahn war voll mit jungen Leuten, 
die überwiegend in Schwarz gekleidet waren. Sie trugen 
eine Vielzahl von selbstgemachten Pappschildern bei 
sich mit einfachen Botschaften.

Bei der Einfahrt in den Bahnhof Alexanderplatz 
wurde die Erwartung bestärkt. Auf dem von der Hoch-
bahn aus gut einsehbaren, sehr breiten Bürgersteig der 
Karl-Liebknecht-Str., der an der westlichen Grenze des 
Alexanderplatzes liegt, zogen dicht gedrängt Hunderte 
junger Leute Richtung S-Bahn, so, als ob die Veranstal-
tung bereits zu Ende sei. Doch der Eindruck trog. Sie 
waren auf der Suche nach einem geeigneten Ort, wo sie 
ihren Protest anbringen konnten. Und der war schwer zu 
finden.

Beim Verlassen des S-Bahnhofes wurde dies offenbar. 
In der Passage zwischen dem äußeren Rand der Häuser 
des Alexanderplatzes und dem S-Bahnhof war es prop-
penvoll. Die Durchgänge zum Platz waren durch Absperr- 
gitter und massiv auftretende Polizeikräfte gesperrt. 
Selbst wenn man die Barrieren überwunden hätte, wäre 
man nicht auf den Platz gekommen, weil es einfach kein 
Durchkommen gab. Auch in der Passage drängten sich 
die Menschen so dicht, dass es kaum ein Fortkommen 
gab. Vorwärts ging es nur in Trippelschritten, die immer 
wieder durch starke Gegenbewegungen unterbrochen 
wurden. Bis man eine Stelle erreichte, die wenigstens et-
was Bewegungsfreiheit gewährte, dauerte es ewig.

Ohne Plan und Struktur

Rechnet man, dass auf den Alexanderplatz etwa 15-
20.000 Menschen passen, bei verdichteter Aufstellung 
sicher noch mehr, geht man ferner davon aus, dass der 
feste Cordon um den Platz noch einmal mindestens 
10.000 Menschen zählte und berücksichtigt man, dass es 

n	 Korrespondenz : Bre ite Solidaritätsbewegung für George Floyd

Berliner Eindrücke der Kundgebung gegen  
»Rassismus und Polizeigewalt«

Fotos: Oliver Feldhaus bei Umbruch-Bildarchiv, Berlin
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weiter verengt, die letzten Freiräume beschnitten werden, 
explodiert wie in Stuttgart oder bei der Kasernierung von 
ganzen Wohnblöcken in Göttingen und Berlin die an-
gestaute Wut. Dieses derzeit gerade bei Jugendlichen weit 
verbreitete Gefühl, ein Objekt der Exekutive und seiner 
Sicherheitsorgane zu sein, die geschützt durch Ausnah-
megesetze willkürlich Regeln anwenden, ist sicher ein 
weiterer Grund für die Breite der Solidaritätsbewegung.

Hinzu kommen noch andere Wahrnehmungen der 
letzten Monate. So zeigen alle westlichen Staaten, die 
von sich behaupten, Teil einer ‚Wertegemeinschaft‘ zu 
sein, eine komplette Ignoranz gegenüber den Flüchtlin-
gen aus anderen Kontinenten. Sie zucken bei den viel-
leicht 20.000 im letzten Jahr im Mittelmeer Ertrunkenen 
nur mit den Schultern und behaupten, sie haben mit dem 
Schicksal dieser Menschen nichts zu tun. Sie leisten, 
ohne moralisch mit sich in Zweifel zu geraten, keiner-
lei Hilfestellung für die Flüchtlinge, die in den Lagern 
in Libyen oder Griechenland unter den elendigsten Be-
dingungen ohne medizinische Versorgung, ohne aus-
reichende Lebensmittel zusammengepfercht überleben 
müssen. Einzelne Länder verboten sogar die private See-
notrettung, ließen Schiffe nicht in ihre Häfen einfahren 
oder weigerten sich, wenn die Seenotretter doch noch 
nach zermürbenden Verhandlungen vor Anker gehen 
konnten, lange Zeit, die Boote wieder auslaufen zu lassen.

Während die Schicksale der Flüchtlinge anonym blei- 
ben und deren Namen nur selten bekannt werden, war 
George Floyd ein real existierendes Individuum, bei dem 
man minutenlang den verzweifelten Kampf um sein 
Leben mit eigenen Augen verfolgen konnte. Hier wurde 
konkret nachvollziehbar, mit welchen Methoden die  
Staatsgewalt ihre Macht durchsetzt, wie sie ihre Ord-
nung schafft. Sie gestand George Floyd aus rassistischen 
Motiven nicht einmal das Recht auf Leben zu. Die Ant-
wort der Jugendlichen auf diesen Staatsmord war einfach 
und klar: Uneingeschränkte Solidarität mit dem Opfer. 

Was bleibt

Die Berliner Manifestation war, wie auch die anderen 
weltweit, keine Revolte. Im Kern war sie ein Kampf 
um demokratische Rechte, vor allem um die Kernfor-
derungen des bürgerlichen Selbstverständnisses, dem 
Recht auf Gleichheit aller, ohne Abstriche für einzelne 
ethnische oder soziale Gruppen, dem auf körperliche 
Unversehrtheit und dem auf individuelle Freiheit. Die 
TeilnehmerInnen solidarisierten sich mit den amerika-

gehört dies zur Alltagsrealität. Aus welchem Land je-
mand stammt, welchen kulturellen Hintergrund er hat, 
welcher Nationalität er und seine Eltern angehören, ist 
ihnen vollkommen egal.

Doch nicht alle in der Gesellschaft sehen dies so. 
Diskriminierungen für irgendwie »fremd« aussehende 
Mitbürger gibt es noch vielfältig, bei Vermietern, bei Be-
hörden, bei den staatlichen Sicherheitsorganen und bei 
dem Teil der Bevölkerung, der nach wie vor ausländer-
feindlich gesinnt ist. Dass Rassismus nicht nur ein Phä-
nomen der USA ist, sondern auch in der Bundesrepublik 
präsent ist, wollten viele der Teilnehmer nachdrück-
lich aufzeigen, Betroffene wie diejenigen, die mit ihnen 
zusammenleben und arbeiten.

Seit einiger Zeit ist zu beobachten, dass Jugendliche 
weltweit in großer Unruhe über ihre Lebensbedingungen 
und die Perspektiven der Zukunft sind. So gab es in den 
letzten zwei Jahren eine Vielzahl von Protestveranstal-
tungen zum Klimaschutz, die fast ausschließlich von 
Schülern und Studenten organisiert und besucht wurden.

Während sie zu »Vor-Corona-Zeiten« noch aus einer 
sozial gesicherten Situation protestieren konnten, hat 
sich diese mittlerweile dramatisch für sie geändert. Die 
Joberwartungen sind quasi über Nacht gering geworden, 
Praktikumsplätze werden plötzlich abgesagt und neue 
kaum angeboten. Durch den Wegfall von Nebenjobs etwa 
im Gastronomiegewerbe haben Tausende StudentInnen 
kein Einkommen mehr. Das öffentliche Leben ist drama-
tisch eingeschränkt, Kontakte zu Gleichaltrigen sind in 
der Schule und im Unibetrieb kaum möglich. Das Lernen 
für Prüfungen hat sich weitgehend in den häuslichen Be-
reich verlagert und findet dort isoliert statt. Private Tref-
fen sind mit Sanktionen bedroht. Die Information der 
Medien wird als einseitig, regierungsnah empfunden. 
Ein öffentlicher Diskurs über die Corona Maßnahmen 
findet nicht statt. Kritische Stimmen werden ausgegrenzt 
wie diffamiert. Auf den weit verbreiteten Infokanälen 
wie YouTube werden viele Beiträge nach kurzer Zeit von 
den Zensoren des Unternehmens vom Netz genommen 
und nicht nur die der sog. Verschwörungstheoretiker.

Eine allgemeine Unsicherheit macht sich breit, bei der 
ungewiss ist, wann sie beendet sein wird. Der Alltag hat 
sich dramatisch geändert, die Zukunft sieht düster aus. 
Schlimmer ist wahrscheinlich noch das Ohnmachts-
gefühl, das viele Jugendliche beschleicht, nichts gegen 
die Zustände unternehmen zu können. Wenn dann doch 
die Staatsmacht auftritt und das bereits drastisch einge-
schränkte öffentliche Leben mit ständigen Eingriffen 

Foto: Bernd Sauer-Diete bei Umbruch-Bildarchiv, Berlin Foto: Oliver Feldhausi Umbruch-Bildarchiv, Berlin
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ve Kräfte leisten im Verbund mit der bürgerlichen Presse 
erbitterten Widerstand gegen die Auslöschung ihres Ge-
schichtsbildes, häufig unterstützt durch SPD.

Dass diese Diskussion aus den Hinterzimmern der 
Politik wieder in die Öffentlichkeit gezerrt wurde, und 
nunmehr deutlicher als bisher gesehen werden kann, wer 
auf welcher Seite steht, ist ein Verdienst der breiten So-
lidaritätsbewegung. Von der Thematisierung der Koloni-
algeschichte ist der Weg dann auch nicht mehr weit zur 
Zuspitzung innenpolitischer Fragestellungen, wie der 
Verweigerung einer Studie zum Rassismus in der Polizei 
des Innenmisters, zur Afrikapolitik der Bundesregierung 
wie der EU. Hier soll nicht wie seitens der EU behauptet, 
eine Partnerschaft »auf Augenhöhe« entwickelt, sondern 
die bestehenden Ausbeutungsverhältnisse gefestigt wer-
den. Ökonomisch sollen die afrikanischen Länder als 
Absatzgebiete für überschüssige Waren aus Europa erhal-
ten bleiben. Die restriktiven Regeln für den Import von 
Gütern aus Afrika nach Europa werden nicht gelockert. 
Ein erheblicher Teil der von der EU bereit gestellten Geld-
er werden nicht für die wirtschaftliche Entwicklung der 
Ländern bereit gestellt, sondern in die Sicherheitskräfte 
resp. der Maghreb-Staate mit der Verpflichtung, mit vor 
allem polizeilichen Mitteln die bestehende Flüchtlings-
ströme um nahezu jeden Preis zu stoppen.

H.B, 23.07.2020  n

nischen Aktivisten. Sie unterstützten deren Warnung an 
die konservativen und reaktionären Eliten Amerikas, die 
mit breitem Widerstand rechnen müssten, falls sie in der 
Krise die Spaltung der abhängig Beschäftigten entlang 
ihrer Herkunft oder kulturellen Zugehörigkeit vertiefen 
wollten. Und sie richteten eine Botschaft an die hiesigen 
Institutionen und Organe des Staates, dass auch diese 
eine breite Bewegung zu erwarten habe, falls sie kom-
mende Konflikte zu den Krisenfolgen und der Zukunfts-
gestaltung mit Repression und Polizeigewalt zu lösen 
versuchen.

In den folgenden Wochen gab es in Berlin noch wei-
tere Kundgebungen und Demonstrationen zum Rassis-
mus in den USA und in der Bundesrepublik. Sie zogen 
nicht mehr so viele Leute an wie Anfang Juni. Es waren 
jeweils noch einige Tausend.

Angespornt durch belgische und britische Aktivisten 
haben die Manifestationen in Berlin wie im Bundesgebiet 
eine politische Debatte über die koloniale Vergangenheit 
Deutschlands ausgelöst. Denkmäler mit rassistischen 
Motiven werden ebenso in Frage gestellt wie Statuen von 
Vertretern des Kolonialismus, Straßenumbenennungen 
gefordert und, wenn auch noch verzagt, eine Entschädi-
gung der vom Kaiserreich ermordeten Hereros und Nama 
verlangt. Einige dieser Forderungen stehen schon seit 
Jahren auf der Agenda. Doch reaktionäre wie konservati-

n	 Korrespondenz : Bre ite Solidaritätsbewegung für George Floyd

»Black-Lives Matter«-Demo in Hamburg
Ein paar Tage vor dem 6. Juni gab es eine Ankündi-
gung, dass die Lampedusa-Gruppe für den Sonnabend 
auf dem Rathausmarkt eine Kundgebung durchführen 
würde. (Zur Erinnerung: Im März 2013 war eine Gruppe 
schwarzafrikanischer Flüchtlinge aus Libyen nach Ham-
burg gekommen, die seither Bleiberecht fordert.) Am 
Freitagabend war im Internet zu lesen, dass es in mehre-
ren Städten eine »Silent Demonstration« (stille Demo) am 
Sonnabend geben solle. Treffpunkt sei Jungfernstieg, Er-
kennungszeichen schwarzes Oberteil und Mund-Nasen-
Schutzmaske.

Schon auf dem Weg zur U-Bahn Schlump waren 
auffällig viele junge Menschen mit schwarzem Oberteil 
unterwegs, die U-Bahn war auch voll. Dann kam die 
Durchsage: Die Bahn hält nicht an den Bahnhöfen Mes-
sehallen und Jungfernstieg. Offensichtlich waren schon 
sehr viele da angekommen. Also zog die Menge zu Fuß 
zum Jungfernstieg, der schon ziemlich voll war. Und 
es wurde immer voller. Fast alle mit schwarzem Ober-
teil und mit Maske. Überwiegend junge bis ganz junge 
Menschen, SchülerInnen, Studenten überwogen. Ein 
Meer an selbstbemalten Pappschildern war zu sehen, die 
erst am Abend vorher oder noch am Morgen angefertigt 
worden waren. An Abstand war nicht zu denken, wenn 
man nicht ganz am Rand war. Ein beeindruckendes Bild: 
Der Jungfernstieg rappelvoll mit schwarzgekleideten und 
vermummten Menschen! Der größte schwarze Block in 
Hamburgs Geschichte.

Die Polizei hielt sich auffallend zurück. Sie hatte 
sich im Vorwege mit dem Anliegen der Demo solidari-
siert, vielleicht wollte man keinen schlechten Eindruck 
machen, wenn man geräumt hätte. Kurz nach drei eine 
Aussage aus einem Polizeifahrzeug, die Kundgebung sei 
beendet, man solle den Jungfernstieg verlassen. Darauf 
befragt, dass bis jetzt doch alles friedlich sei und ob die 
Polizei jetzt unfriedlich werden wolle, kam die Antwort: 
Haben Sie gehört, dass ich irgendwelche Maßnahmen 
angekündigt habe? Also die Ansage war klar, wir gehen 
nicht dazwischen. Hinterher hieß es, wenn man geräumt 
hätte, wären die Menschen zusammen gedrängt worden, 
was die Ansteckungsgefahr erhöht hätte. Dass die Ham-
burger Polizei auch anders kann, hat sie in der Vergan-
genheit ja schon zur Genüge bewiesen.

Die meisten verließen auch den Jungfernstieg, dafür 
versammelte sich erneut eine riesige Menge auf dem be-
nachbarten Rathausmarkt. Wieder ein Meer von Papp-
schildern, bis auf die DIDF war von anderen politischen 
Transparenten nichts zu sehen, die Linke wurde völlig 
unvorbereitet erwischt. Es gab auch ein paar Redebeiträ-
ge, die man aber nicht verstand. Alles war unorganisiert 
und spontan.

Dabei war diese Demo angesichts der fast dreimona-
tigen Corona-Einschränkungen wie eine Befreiung. Sie 
war wie eine Gegenantwort auf die Hygienedemos und 
auch auf die ängstlichen Gewerkschaftskundgebungen: 
Eine riesige Menge von Teilnehmenden, die fast alle mit 
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Kommen und Gehen von Menschen, sie strömten aus al-
len Richtungen, auch noch um 16h. Viele kamen spon-
tan, weil sie von ihren Freunden angerufen wurden, die 
schon dabei waren.

Gegen Abend, als eigentlich alles schon vorbei war, 
konnte die Polizei doch noch ihr Mütchen kühlen und 
einige junge Leute verprügeln und festnehmen, nachdem 
es zu kleineren Provokationen gekommen war.

HH, 23.07.2020  n

Schutzmasken kamen und so zeigten, dass sie die Pan-
demie sowohl ernst nehmen, als auch sich ihr Recht auf 
politische Äußerung nicht nehmen wollen.

Die Polizei sprach hinterher von 14000 Teilnehmern, 
was mir untertrieben vorkam. Normalerweise sind die 
Polizeischätzungen recht exakt, diesmal wirkte es so, als 
wollte sie die Zahl runterspielen. Vielleicht hatte sie in-
sofern recht, dass zu einem gegebenen Zeitpunkt 14000 
gleichzeitig da waren. Aber es war ein ununterbrochenes 

Demonstration in Hamburg

Ein »offener Brief« aus Kassel  
zu der »Black-Lives Matter«-Demonstration
Ähnlich wie in vielen anderen Städten der BRD fand 
auch in Kassel am 6. Juni eine spontan einberufene 
Kundgebung mit anschließender Demonstration statt, 
die sich mit der Protestbewegung in den USA gegen Ras-
sismus und Polizeigewalt solidarisierte. Es waren zwi-
schen 3000 und 4000 meist junge Menschen zusammen-
gekommen allein aufgrund eines Aufrufs in den sozialen 
Medien, ohne Unterstützung von Parteien oder linken 
politischen Bündnissen. Aber diese Spontaneität hat 
auch ihren Preis: keine Verständigung über einen poli-
tischen Minimalkonsens, keine Diskussion darüber, was 
eigentlich solche Begriffe wie Faschismus, struktureller 
Rassismus, Antisemitismus konkret bedeuten, geschwei-
ge denn, in welchem Zusammenhang sie zu unserer heu-
tigen gesellschaftlichen Ordnung stehen. So kommt es 
denn auch, dass sich problemlos Teilnehmer*Innen un-

ter die Demonstranten mischten, die sich selbst als Anti-
faschisten bezeichnen, aber den Begriff Antisemitismus 
nutzen, um Kritik an der israelischen Besatzungsmacht 
zu denunzieren. Unterdrückung, ethnische Vertreibung 
und Rassismus gegenüber der arabischen Bevölkerung in 
Israel und Palästina seien legitim, denn »Juden« bräuch-
ten den israelischen Staat als Zufluchtsort angesichts 
des erneut anwachsenden Antisemitismus. Der folgende 
offene Brief an die Verantwortlichen der Demonstration 
berichtet davon, welche konkreten Auswirkungen eine 
solch reaktionäre Haltung, die nicht mehr unterscheidet 
zwischen Herrschenden und Beherrschten, hat und wie 
dadurch das Anliegen der Demonstranten ins Gegenteil 
verkehrt wird. Diese Haltung findet sich keineswegs nur 
bei den Antideutschen, sondern auch innerhalb der An-
tifa, der Falken, der DGB-Jugend, des Asta der Uni Kassel.

A
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A

Offenbar wurde dem palästinensischen Studenten auf- 
grund seiner Zuordnung zu einem arabischen Kultur-
kreis von vornherein eine antisemitische Haltung un-
terstellt. Seine Beteuerung, er kritisiere doch gar nicht 
»Juden«, sondern die israelische Besatzung und die 
Unterdrückung der Palästinenser*Innen durch Ar-
mee und Polizei, wurde nicht zur Kenntnis genommen. 
Wieso richtet sich eine Karikatur, die Rassismus und Un-
terdrückung durch die israelische und die amerikanische 
Staatsmacht darstellt, gegen Juden? Wer den legitimen 
Widerstand der Palästinenser gegen ihre israelischen 
Unterdrücker als antisemitisch diffamiert, fördert unge-
wollt den Antisemitismus, weil er »die Juden« mit dem 
israelischen Staat gleichsetzt und somit für sein Handeln 
verantwortlich macht! 
Wer Menschen, die der israelischen Besatzungspolitik kri-
tisch gegenüber stehen, als Antisemiten diffamiert, ver-
harmlost den realen Antisemitismus, der in Deutschland 
von den neuen Nazis praktiziert wird. Und wer Muslime 
generell als Antisemiten betrachtet, stellt sich an Seite 
der AFD. 
Sie fallen den Juden Israels in den Rücken, die sich zu 
Tausenden am 6. Juni auf dem Rabin-Platz in Tel Aviv zur 
Unterstützung von Black-Lives matter und gegen die An-
nexionspläne der israelischen Regierung versammelt hat-
ten. Dort sprach Orly Noy, eine Aktivistin der israelisch-
palästinensischen Menschenrechtsorganisation B`tselem 
folgende Worte: »Heutzutage gehen Hunderttausende 
Menschen in den USA unter dem Motto »Black Lives Mat-
ter« auf die Straße. Mit dem Mord an Eyad AL-Hallaq und 
den bevorstehenden Annexionsplan müssen wir den Slo-
gan wiederholen: »Palestinian Lives Matter«! Dieser Slo-
gan sollte auch vor jedem palästinensischen Kontroll-
punkt zu hören sein, der willkürlich ein ganzes Dorf 
erstickt, vor jedem palästinensischen Haus, das Israel 
zerstört, vor jedem Weiler, den es im Rahmen seiner eth-
nischen Säuberung des Westjordanlandes evakuiert. 
Denn der Sinn des Lebens ist auch Freiheit, Freizügigkeit, 
Souveränität (…….) Es ist nicht nur die physische Exi-
stenz, für die es sich zu kämpfen lohnt, sondern das Le-
ben in seinem vollständigsten Sinne .« 
Auch wir sollten uns für »ein Leben in seinem vollstän-
digsten Sinne« einsetzen und damit gegen jede Form der 
Barbarei, unsere Solidarität sollte allen Unterdrückten 
gelten!
B. D.  – B. CH. – B. R. – U. R. – W. P. – R. K. – J. M. 
Die vollständigen Namen sind der Redaktion bekannt. 

D. B., Kassel, 26.07.2020  n

Offener Brief an die  
Verantwortlichen der  
Demonstration vom 6. Juni 2020: 

»Gegen institutionalisierten  
Rassismus und Polizeigewalt«

Liebe Eunice, liebe Charlene, lieber Tobias
Ihr hattet am 6. Juni »anlässlich der Ermordung von Geor-
ge Floyd zu einer Kundgebung gegen Rassismus, Racial 
Profiling und exzessiver Polizeigewalt bis hin zum Tod« 
aufgerufen. Ihr wolltet dadurch sichtbar machen, dass 
diese Probleme nicht nur in den USA, sondern auch in 
Deutschland existieren.
Wir teilen euer Anliegen und freuen uns, dass euer Aufruf 
zu so einer großen Beteiligung geführt hat. Dank für euer 
Engagement!
Leider haben wir erst jetzt von einem palästinensischen 
Studenten erfahren, dass es auf der Schlusskundgebung 
am Königsplatz einen Vorfall gab, der euer Anliegen kon-
terkariert.
Dieser Palästinenser trug ein Plakat, auf dem ein ameri-
kanischer Polizist abgebildet war, der auf dem Brustkorb 
eines Afro-Amerikaners kniete. Neben ihm kniete ein is-
raelischer Militärpolizist auf einem ebenfalls am Boden 
liegenden Palästinenser. Die Opfer sind bekannt: Es sind 
George Floyd und Eyad AL-Hallaq, ein 32-jähriger palä-
stinensischer Autist, der von der israelischen Militärpoli-
zei in unmittelbarer Nähe seiner Behindertenwerkstatt in 
Ost-Jerusalem erschossen wurde. Warum?
Er hatte aus Angst nicht auf die Zurufe der Militärpolizei 
, stehenzubleiben und sich einer Kontrolle zu unterziehen, 
reagiert. Obwohl eine ihn begleitende Betreuerin den mit 
Maschinenpistolen bewaffneten Polizisten zurief, dass er 
behindert sei und sie ihn begleite, wurde Eyad mit mehre-
ren Schüssen aus nächster Nähe getötet. Angeblich hielt 
man sein Handy für eine Pistole.
Das Plakat sollte sowohl auf die Parallelität der Ereig-
nisse aufmerksam machen als auch auf den Rassismus, 
der sowohl in den USA als auch in Israel herrscht.
Mehrere Teilnehmer*Innen der Abschlusskundgebung 
bedrängten den Palästinenser mit der Aufforderung, so-
fort das Plakat zu entfernen oder damit die Kundgebung 
zu verlassen.
Ein Teilnehmer versuchte sogar das Plakat zu beschädi-
gen. Die Begründung: Das Plakat sei antisemitisch, bzw. 
»könne antisemitisch gelesen werden.« Diese Teilnehmer 
befürworten anscheinend eine rassistische »Opferhierar-
chie«: »Black Lives Matter«, aber palästinensisches Leben 
nicht!
Da sich der Palästinenser beleidigt und auch bedroht 
fühlte, entfernte er sich schließlich.
Wir halten das Verhalten dieser Demonstrationsteilneh-
mer für rassistisch und intolerant, es bekämpft nicht, es 
fördert Antisemitismus. Warum?
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Argument lautet, das Land Berlin überschreite seine 
Kompetenzen, das Mietrecht unterliege einzig und allein 
dem Bund. Denn von ihm hat die Immobilienlobby ange-
sichts der politischen Kräfteverhältnisse im Bundestag 
momentan nichts zu befürchten. Es würde allerdings 
ein entsprechendes Gesetz, sollte es auf Bundesebene be-
schlossen werden, genauso vehement bekämpfen.

Die Parteien der Senatskoalition – das Kaninchen 
vor der Schlange

Wie das sprichwörtliche Kaninchen warten die Parteien 
der Senatskoalition auf den Spruch der Götter in den 
roten Roben aus Karlsruhe. Das verwundert nicht. SPD, 
Grüne und Linkspartei wollen keinerlei Zweifel an ihrer 
Gesetzestreue aufkommen lassen. Sie sorgten und sorgen 
dafür, dass die Immobilienkonzerne ihre Räumungsur-
teile, sprich Eigentümerrechte, gegenüber Mieter*innen 
und Projekten, wie der Kiezkneipe „Syndikat«, mit einem 
Großaufgebot der Berliner Polizei durchsetzen konnten 
(siehe weiter unten). 

Zwar dient die Gesetzgebung in unserer Gesell-
schaftsordnung dem Schutz des bürgerlichen, kapitali-
stischen Eigentums. Es unterliegt allerdings auch dem 
gesellschaftlichen Kräfteverhältnis, vor allem im Ar-

In der Aprilausgabe der »Arbeiterpolitik« berichteten wir 
über die Verabschiedung des Berliner Mietendeckels und 
erste Reaktionen der Immobilienwirtschaft, die damals 
das Lobbynetzwerk »Neue Wege für Berlin« gründete. 
Seither ist dieses breite Bündnis aus Verbänden von Ber-
liner Industrie und Handwerk, den drei Oppositionspar-
teien (CDU, AfD, FDP) bis hin zu den Wohnungsgenossen-
schaften aktiv. Es setzt alle Hebel in Bewegung, um das 
ungeliebte Gesetz zu kippen, da es die zu erwartenden 
Renditen der Immobilienkonzerne begrenzt. Ein Hebel 
der Immobilienbesitzer bestand bei Neuvermietungen in 
bisher nicht gekannten, völlig neuartigen Mietverträgen. 
Sie enthielten neben der nun gesetzlich gedeckelten und 
zu zahlenden Miete noch die sogenannte Schattenmie-
te. Sie beträgt teilweise das Doppelte der vereinbarten 
Miete und beinhaltet die Marktpreise, die aus Sicht der 
Wohnungseigentümer auf dem Markt ohne die Begren-
zungen des Mietendeckels zu erzielen wären und ihnen 
vorenthalten werden. Dehalb haben sie Klage gegen den 
Mietendeckel erhoben, über den wohl in den nächsten 
Monaten vor dem Bundesverfassungsgericht verhandelt 
wird. Dabei es geht nicht nur um Geld, um sehr viel Geld. 
Die Immobilienwirtschaft wird aus grundsätzlichen Er-
wägungen alle Versuche, den Markt im Interesse der Mie-
ter stärker zu regulieren, torpedieren. Das vorgeschobene 

n	 Bre ites Lobby-Bündnis will den »Mietendeckel« des Berliner Senats k ippen :

Die Entscheidung nicht allein den  
Verfassungsrichtern überlassen!

Foto: Peter Homann/Gegendruck
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Immobilienfirma Pears Global 2014 neben der Weisestraße 56 
zahlreiche weitere Immobilien in Berlin gekauft hatte – unter 
mindestens 74 wechselnden Firmennamen.«2

Der ausgelaufene Gewerbemietvertrag für das Syndi-
kat wurde 2018 nicht verlängert bzw. nicht erneuert. Alle 
Versuche des Kneipenkollektivs darüber zu verhandeln – 
und des Bezirksamtes zu vermitteln – schlugen fehl. Die 
Eigentümerin, die Londoner Pears Global, erwirkte einen 
Räumungstitel. Am 7. August 2020 sollte er vollstreckt 
werden. Bereits am Nachmittag des Vortages verwan-
delten sieben Hundertschaften der Einsatzpolizei den 
Schillerkiez und den Straßenabschnitt der Weisestraße 
um das Syndikat in eine Polizeifestung, zu der nur noch 
unmittelbare Anwohner Zugang hatten.

Aus einem Gespräch des „Tagesspiegel« mit Elsa 
Marlene H., Bewohnerin des Schillerkiezes seit 
35 Jahren

„Das 'Syndikat' ist für uns [...] eben nicht nur eine Kneipe, 
wo man preiswert auch mal ein Bierchen trinken kann, 
sondern eine soziale Institution. Das 'Syndikat' war ein 
bisschen so, wie Neukölln früher eben war – es hat sich 
ja schon verändert. Dass auch alle Menschen, die nicht 
so viel Geld hatten, hier leben konnten. Nicht schön, aber 
preiswert. Da gab es immer so eine gewisse Grundakzep-
tanz. Und genau mit diesen offenen Augen und Ohren 
wurden Menschen auch im 'Syndikat' aufgenommen. [...] 

Wie haben Sie die Räumung am Freitag wahrge-
nommen? Das waren schon ein bisschen bürgerkriegs-
ähnliche Zustände. [...] Insgesamt muss man schon sagen, 
dass das maßlos übertrieben war. Im Grunde war es doch 
so, dass am Freitag ein Gerichtsvollzieher ein Schloss 
ausgewechselt hat an der Kneipentür 'Syndikat', unter 
dem Schutz von 700 Polizeibeamten. Da muss man sich ja 
schon fragen, wo da die Verhältnismäßigkeit ist.

Welche Auswirkungen hat es auf den Kiez, dass das 
Syndikat jetzt nicht mehr da ist? Es klingt jetzt vielleicht 
pathetisch, aber es ist ein bisschen so, als wäre hier das 
Herz aus dem Schillerquartier herausgerissen worden. 
Und das halt nur, weil man aus Geld noch mehr Geld 
machen muss. Ich kann das eigentlich immer noch nicht 
fassen.«

Ein entlarvendes Interview gab Neuköllns Bürgermei-
ster Martin Hikel (SPD), der während der Räumung an-
wesend war, anschließend im rbb-info-radio: »Man hat 
aber vor Ort gemerkt, dass die Leute durchaus wütend 
sind. […] Viele Nachbarinnen und Nachbarn, die mit der 
Szene überhaupt nichts zu tun haben, haben sich dort ger-
ne aufgehalten und es als ihr Wohnzimmer betrachtet«, 
sagte der SPD-Politiker. Seine Schlussfolgerung: „Inso-
fern muss man sagen, hat an der Stelle die Verdrängung 
einmal gewonnen und der Kiez verloren.« Die notwendige 
Doppelmoral der Regierenden bei der Verwaltung der be-
stehenden Ordnung: Der Macht und dem Einfluss der Im-
mobilienlobby haben sie auf dem Wohnungsmarkt nichts 
Adäquates entgegenzusetzen. Wie gegenüber dem Syndi-

2	 	 Taz vom 28.02.2019

beits-, Tarif- und Mietrecht. Diese enthalten Regeln für 
einen begrenzten sozialen Ausgleich, damit Lohnab-
hängige und Mieter*innen nicht allein dem Markt und 
seinen Macht- und Besitzverhältnissen ausgeliefert sind. 
Seit Jahrzehnten bestimmen die politischen und „wis-
senschaftlichen« Vertreter des Kapitals die öffentliche 
und veröffentlichte Meinung mit ihrer Forderung nach 
mehr Markt und weniger Staat. 

Angesichts der steigenden Preise auf dem Wohnungs-
markt und der Stimmung in der Berliner Bevölkerung, 
die zu über 80 Prozent in Mietwohnungen lebt, verfing 
die Argumentation der Marktideologen nicht. Das wach-
sende »Bündnis gegen den Mietenwahnsinn« und deren 
Aktivitäten in den vergangenen beiden Jahren zwang die 
Senatskoalition auf dem Gebiet der Mietpolitik aktiv zu 
werden. »Es war also weniger die Linke als die SPD, die 
den Mietendeckel ermöglichte, wobei es der SPD wohl 
auch darum gegangen sein dürfte, die zentrale Frage der 
Enteignung und damit des Eigentums, der Verfügungs-
gewalt und demokratischen Kontrolle von Wohnungsbe-
ständen in den Hintergrund zu drängen.«1 

Von der Entscheidung des Bundesverfassungsge-
richtes betroffen sind ca. 1,5 Millionen Mietverträge, 
d.h. mehr als die Hälfte der Berliner Bevölkerung. Der 
Mietendeckel soll sie in den nächsten fünf Jahren vor 
überhöhten Mietsteigerungen bewahren. Ein riesiges Po-
tential, unter denen das Bündnis gegen Mietenwahnsinn 
für Aktionen zur Verteidigung des Mietendeckels und 
für weitergehende Forderungen werben könnte – damit 
die Betroffenen nicht als passive Zuschauer*innen auf 
die Auslegung der entsprechenden Gesetze/Paragraphen 
durch das Verfassungsgericht warten müssen. Ein Schei-
tern des Mietendeckels vor dem Bundesverfassungsge-
richt wäre ein herber Rückschlag für die Mieter*innen 
in Berlin und damit auch für das Bündnis gegen Mieten-
wahnsinn. 

Die Räumung der Kiezkneipe Syndikat

Die Räumung der Kiezkneipe Syndikat führte ebenfalls 
zu einer heftigen stadtpolitischen Kontroverse und fand 
auch in der überregionalen Berichterstattung ihren Nie-
derschlag. Die Betreiber der Kiezkneipe Syndikat kämp-
fen seit zwei Jahren um deren Erhalt. 35 Jahre existierte 
das Syndikat und wurde im Laufe der Jahrzehnte zu 
einem Treffpunkt nicht nur der linken Szene, sondern 
auch der Einwohner des Schillerkiezes im Norden von 
Neukölln. Die Einwohner*innen Nord-Neuköllns sind 
seit Jahren einem immer heftiger werdenden Verdrän-
gungswettbewerb ausgesetzt. Der Kampf um den Erhalt 
des Syndikats wurde zum Symbol für den Widerstand 
gegen den Ausverkauf der Stadt an große Immobilien-
konzerne und internationale Investoren.

„Im vergangenen Herbst [2018] war durch Recherchen des 
linken Kneipenkollektivs Syndikat in der Weisestraße im Schiller-
kiez bekannt geworden, dass hinter dem Käufer von über 6.000 
Wohnungen in Deutschland, dem Großteil davon Berlin, eine ver-
wirrendes Briefkastenfirmengeflecht in Luxemburg steckt – ein 
auf Verschleierung ausgelegtes Spekulanten-Syndikat, 
wenn man so will. Es stellte sich heraus, dass die Londoner 

1	 	 https://arbeiterpolitik.de/2020/04/den-nerv-getroffen/
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Wohnungsneubau in Berlin:  
Der Senat setzt weiterhin auf private Investoren 
und Baugenossenschaften

Der Neubau blieb bis heute weit hinter der Bevölkerungs-
zunahme in der Hauptstadt und den selbstgesteckten 
Zielen der Senatskoalition zurück. Wir berichteten in der 
vorigen Ausgabe darüber. Seit Jahren fordert die Berliner 
Mietergemeinschaft (30.000 Mitglieder) eine Abkehr vom 
Wohnungsnaubau durch private und genossenschaftliche 
Träger, weil hier nur der kleinere Teil mit öffentlichen 
Zuschüssen gefördert wird und für einen begrenzten 
Zeitraum den Bedingungen des sozialen Wohnungsbaus 
unterliegt. Als erfolgreiches Modell dient der Wohnungs-
bau in Wien in den 1920er Jahren. »Damals wurde der 
Wohnungsbau unter austromarxistischer Ägide komplett 
finanziert (nicht gefördert), die Wohnungen gehörten – 
und gehören bis heute – unmittelbar der Stadt. Das Ent-
scheidende ist dabei, dass sich die Mieten bis heute an 
sozialen und nicht an betriebswirtschaftlichen Vorgaben 
orientieren, wie es die Genossenschaften als privatrecht-
liche Gesellschaften natürlich tun müssen. Lediglich die 
landeseigenen Gesellschaften könnten aus der neolibe-
ralen Logik befreit werden, wozu der Berliner Senat aber 
weder in der Lage noch willens zu sein scheint.«3

Die Initiative für das Volksbegehren  
»Deutsche Wohnen & Co enteignen!«

Im Frühjahr 2019 hatte innerhalb kurzer Zeit die Initi-
ative 70.000 (davon 58.000 anerkannte) Unterschriften 
gesammelt; 20.000 sind nötig, um ein Volksbegehren 
einzuleiten. Über 400 Tage musste die Initiative auf die 
notwendige Prüfung der Zulässigkeit durch den Senat, 
sprich den Innensenator Geisel (SPD), warten. Ganz of-
fensichtlich arbeitet die SPD daran, das Anliegen zu ver-
schleppen oder abzubügeln. »Für die rot-rot-grüne Koali-
tion birgt das Thema Konfliktstoff: Die Landes-SPD hatte 

3	 	 https://arbeiterpolitik.de/2020/04/den-nerv-getroffen/

kat sehen sie sich gezwungen, die Besitzansprüche der 
Immobilieneigentümer durchsetzen. Für die betroffenen 
Mieter*innen bleiben verbale und zunehemend unglaub-
würdige Beteuerungen – und die Hoffnung auf das Vor-
kaufsrecht der Bezirke. Darauf verwies Bürgermeister 
Hikel mit der Bemerkung, der Bezirk habe an anderen 
Orten durch Vorkaufsrechte schon viele Menschen vor 
Verdrängung schützen können.

Milieuschutzgebiete und Vorkaufsrecht

In den als Milieuschutzgebieten ausgewiesenen Flä-
chen Berlins besitzen beim Verkauf von Immobilien die 
Bezirke ein Vorkaufsrecht. Darauf setzen viele Hausge-
meinschaften, deren Immobilien zum Verkauf stehen, 
wie im Sommer dieses Jahres die Wiener Straße 22 im 
Bezirk Friedrichshain- Kreuzberg. Gegen ihre drohende 
Verdrängung protestierten die Mieter*innen mit einer 
Kundgebung vor dem Haus und mit einem Demozug von 
400 Menschen (Motto: »Kreuzberg ist kein Kaufhaus«) 
zu weiteren Brennpunkten der Verdrängung im Bezirk. 
In zahlreichen Redebeiträgen wurde immer wieder das 
Grundrecht auf Wohnen betont, das nicht dem freien Im-
mobilienmarkt geopfert werden dürfe. Aber als konkrete 
Forderung, als Strohhalm für die Betroffenen blieb vor-
läufig nur die Aufforderung an den Bezirk, sein Vorkaufs-
recht wahrzunehmen.

Sicherlich hat die Ausübung des Vorkaufsrechtes in 
den vergangenen Jahren zahlreiche Mieter*innen vor 
dem Schlimmsten bewahrt. Aber als Instrument für 
die Zukunft, um Einfluss auf den Immobilienmarkt zu 
nehmen, eignet es sich nicht. Denn die Bezirke müssen 
zu den aktuell üblichen Preisen kaufen; eine regulie-
rende oder dämpfende Wirkung auf dem Immobilien- 
und Wohnungsmarkt haben sie damit nicht. Zweitens 
sind die Mittel der Bezirke, des Senats sowie den Bauge-
nossenschaften begrenzt. Es kann nicht die Aufgabe von 
kaputtgesparten Kommunen und Städten sein, als zusätz- 
licher Käufer aufzutreten und damit die Preise auf dem 
Immobilienmarkt weiter in die Höhe zu treiben.

Foto: Oliver Feldhaus/Umbruch-Bildarchiv
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Wasser auf die Mühlen der Privatisierungsbefürwort-
er, die es auch in den Koalitionsparteien reichlich gibt 
(siehe Ausschreibung der S-Bahn). Es würde auf die 
Mieter*innenbewegung ebenso negativ wirken wie ein 
Scheitern des Mietendeckels.

Die Immobilienlobby und ihre Vertreter im  
Abgeordnetenhaus machen mobil

Im Herbst 2021 werden die nächsten Wahlen zum Abge-
ordentenhaus in Berlin stattfinden. Die Monate bis da-
hin werden im Zeichen der Wohnraum- und Mietenpo-
litik stehen. Die Angriffe der Opposition von AfD, FDP 
und CDU sowie zahlreicher Medien auf die Koalitions-
parteien nehmen zu. So schrieb Alexander Fröhlich im 
Tagesspiegel: »Nach Räumung der Kiezkneipe 'Syndikat'. 
Wie Grüne und Linke indirekt Gewalt legitimieren.« Tat-
sachen werden verschwiegen und verdreht, die Koaliti-
onsparteien an den Pranger gestellt. Das Ziel: Alle bisher 
beschlossenen Verordnungen und Gesetze im Interesse 
der Mieter*innen, so unzureichend sie in unseren Augen 
auch sein mögen, sollen gekippt werden. Deshalb fordert 
beispielsweise die CDU, den Mietendeckel bis zu einer 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichtes auszuset-
zen.

Wir sollten die öffentliche Meinung nicht allein dem 
Lobbynetzwerk „Neue Wege für Berlin« überlassen. 
Die Mieter*innen haben keine Lobby, sie sind darauf 
angewiesen ihre Interessen möglichst massenhaft auf 
der Straße kundzutun, um wahr-genommen zu werden. 
Dies wäre auch im Hinblick auf die Entscheidung vor 
dem Bundesverfassungsgericht wichtig. Das Aktions-
bündnis „Gemeinsam gegen Verdrängung und #Mieten-
wahnsinn« könnte anknüpfen an die Erfahrungen mit 
den Großdemonstrationen der Jahre 2018 und 2019. Da-
mals war es gelungen durch Mobilisierung eines breiten 
und politisch vielfältigen Spektrums, Zehntausende auf 
die Straße zu bringen.

A.B., 25.08.2020  n

auf ihrem Parteitag im Oktober einem Antrag zugestimmt, 
in dem die Vergesellschaftung als 'gegenwärtig nicht ziel-
führend' bezeichnet wird. Linke und Grüne sehen das 
hingegen anders. Die Berliner CDU und FDP [und die AfD, 
Red. Arpo] lehnen das Vergesellschaften von Wohneigen-
tum generell ab.«4

Durch die Initiative wurde erstmals seit Jahrzehnten 
wieder das Eigentum an Kapital in Frage gestellt. Die 
Erfahrungen mit Forderungen nach Vergesellschaftung 
und Sozialisierung reichen weit zurück, genauer auf 
die Zeiten nach den beiden verheerenden Weltkriegen. 
Für die Mehrheit der Bevölkerung war in den unmit-
telbaren Nachkriegszeiten die Macht der Banken und 
Großkonzere mitverantwortlich für die imperialen Be-
strebungen des deutschen Kaiserreichs und des Natio- 
nalsozialismus. Sie forderten deshalb deren Enteignung/
Vergesellschaftung. Dies konnte aber weder nach 1918 
noch nach 1945 in der BRD durchgesetzt werden. Heute, 
drei Jahrzehnte nach dem Zerfall des sozialistischen La-
gers, ist die Geschichte der Forderungen in breiten Bev-
ölkerungskreisen vergessen oder unbekannt.

Der Aufkauf der Städte durch Immobilienkonzerne 
und internationale Investoren und seine Folgen (Ver-
drängung und die Zerstörung des sozialen Gefüges) 
haben den Ruf nach Enteignungen und Vergesellschaf-
tungen, zumindest auf dem Immobilienmarkt, erneut 
aufleben lassen. Nach Jahrzehnten der Verschleuderung, 
sprich Privatisierung, öffentlicher Güter und Wohnungs-
bestände versuchten die Initiatoren des Volksbegehrens 
den Spieß umzudrehen. »Erste Umfragen [Frühjahr 2019] 
kamen zu dem Ergebnis, dass die Forderung von einer 
Mehrheit der Berliner Bevölkerung unterstützt wurde.«5 

Die Hinhaltetaktik des Senats hat die anfängliche Eu-
phorie inzwischen gedämpft. Die Initiative hat sich nach 
400 Tagen des Verschleppens mit dem Senat auf eine For-
mulierung für das Volksbegehren geeinigt. »Ursprünglich 
hieß es in dem Beschlusstext, der Senat werde zur Erarbe-
itung eines Gesetzes zur Überführung von Immobilien in 
Gemeineigentum aufgefordert. In der überarbeiteten Fas-
sung ist nun die Rede davon, er werde aufgefordert, alle 
Maßnahmen einzuleiten, die zur Überführung von Immo-
bilien in Gemeineigentum erforderlich seien.«6 Das Heft 
des Handelns verbleibt bei den Koalitionsparteien eines 
zukünftigen Berliner Senats. Es gibt keine Fristen und 
kaum bindende Vorgaben, sondern meist nur Vorschläge 
im »Beschluss zur Erarbeitung eines Gesetzentwurfs 
durch den Senat zur Vergesellschaftung der Wohnungs-
bestände großer Wohnungsunternehmen (Vergesell-
schaftungsgesetz)«. Weder SPD und Grüne noch maßge-
bliche Führungskräfte in der Linkspartei wollen sich für 
zukünftige Koalitionsverhandlungen durch einen Volk-
sentscheid binden lassen. 

Wir glauben nicht, dass die Regierenden allein per 
Volksbefragung und Volksentscheid zur Enteignung 
großer Immobilienkonzerne gezwungen werden kön-
nen. Dazu bedarf es mehr, des massiven Drucks einer 
breiten außerparlamentarischen Bewegung. Allerd-
ings, ein Scheitern der Initiative »Deutsche Wohnen  & 
co enteignen!« wegen unzureichender Beteiligung wäre 

4	 	 rbb-info-radio vom 22.07.2020
5	 	 Rainer Balzeroviac in der taz
6	 	 rbb-info-radio vom 22.07.2020

Foto: Peter Homann/Gegendruck
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öffentlichen Dienst« (TVöD für Bund und Kommunen, ab 
2006 TV-L für die Länder) bedeutete für eine Kranken-
pflegekraft einen monatlichen Einkommensverlust von 
300 Euro. 

Der Geltungsbereich von TVöD/TV-L nahm in den fol-
genden Jahren immer mehr ab. Einige Krankenhäuser 
bezahlen nach dem TVÖD, andere nach Haustarifverträ-
gen, viele haben gar keine tarifvertraglichen Regelungen. 
Hinzu kommen noch die Kliniken, in denen kirchliche 
Mitarbeiter-Vereinbarungen gelten, die in der Regel weit 
unter dem TVÖD liegen1. 

Eine kollektive Interessenvertretung aller in den 
Krankenhäusern Beschäftigten wird noch dadurch er-
schwert, dass nahezu alle Kliniken, unabhängig von den 
Eigentumsverhältnissen, einen Teil der für einen ordent-
lichen Betrieb notwendigen Tätigkeiten in Tochtergesell-
schaften ausgegliedert haben. So auch in Berlin die bei-
den städtischen Kliniken Charité und Vivantes. Eine der 
Töchter der Charité ist die �Charité Facility Management�, 
kurz CFM. Sie wurde 2006 gegründet. Ihr gehören aktu-
ell ca. 2.500 Beschäftigte an, die vor allem im Reini-
gungsbereich, bei der Abfallentsorgung, der Essensver-
sorgung, der Sterilisation und im Krankentransport tätig 
sind. Das Anfang 2004 von der sozialdemokratischen 
Bundesgesundheitsministerin Ulla Schmidt eingeführte 
Fallpauschalensystem förderte diese Entwicklung, weil 
es die Ausgliederung und damit die Verbilligung nicht-
profitabler Bereiche belohnt.  

Widerstand der CFM-Kolleg*innen

Während alle Beschäftigten der CFM, die schon vor der 
Ausgliederung unter den TVÖD fielen, weiterhin nach 
ihm bezahlt werden (aktuell sind es etwa 600 

1	 So ist es im Juli in Berlin zu einer Vereinbarung zwischen der 
Mitarbeitervertretung und  dem Arbeitgeber der von der katholi-
schen Kirche betriebenen zehn Krankenhäuser gekommen, nach der 
zwar zukünftig die Bezahlung, die Arbeitszeit und die sonstigen 
Leistungen zwischen Ost und West angeglichen werden, aber nicht 
auf dem jeweils höchsten Niveau. Die in den West-Krankenhäusern 
beschäftigten Pflegekräfte werden mit einer Erhöhung der Wo-
chenarbeitszeit von zwei Stunden �bestraft�. Dies entspricht einer 
Lohnkürzung von etwa 1,25% lt. den Arbeitnehmervertretern. Vgl. 
TSP vom 28.7.20

Wir haben es noch alle in den Ohren. Zu Beginn des Co-
rona-Ausbruchs, als das Gesundheitswesen zusammen-
zubrechen drohte, wurden sie gelobt und zu den 
Held*innen der Gesellschaft erklärt: Die Beschäftigten 
der Krankenhäuser, die Krankenpfleger*innen, die Rei-
nigungkräfte, das medizinische Personal in den Laboren, 
die Rettungs-sanitäter*innen, etc. Der Bundestag stattete 
ihnen Dank ab und behauptete, er wisse ihre Arbeit zu 
schätzen. Die Vertreter aller Parteien suggerierten, späte-
stens nach Ende der Pandemie ihr selbstloses Engage-
ment mit einer Verbesserung des Einkommens und der 
deutlichen Anhebung der Personalschlüssel in den 
Krankenhäusern und Altenheimen honorieren zu wollen.

Doch nunmehr, wo die Corona-Pandemie in der Bun-
desrepublik medizinisch im Griff zu sein scheint, die 
Infektionsraten sich in den letzten zwei Monaten auf 
einem niedrigen Niveau stabilisiert haben und die Lage 
in den Krankenhäusern einigermaßen entspannt ist, 
müssen die Beschäftigten erkennen, dass sich fast nichts 
für sie geändert hat. Der als Anerkennung für ihre außer-
ordentlichen Belastungen vom Bund beschlossene steu-
erfreie Pflegebonus in Höhe 1.500 € kommt nur den Kräf-
ten in der Altenpflege und denen im ambulanten 
Versorgungsbereich zu Gute. Das Krankenhauspersonal 
geht leer aus, es sei denn, der jeweilige Arbeitgeber zahlt 
von sich aus etwas. In Berlin sollen die beiden städ-
tischen Krankenhäuser Vivantes und Charité jeweils 150 
Euro für drei Monate an die Pflegekräfte zahlen. 

Eine Änderung des Personalschlüssels in den Kran-
kenhäusern ist derzeit ebenso wenig abzusehen wie eine 
Verbesserung der Bezahlung der Beschäftigten in den 
Kliniken. Warum bewegt sich hier nichts?

Privatisierung und Fallpauschalen

Durch den Verkauf von Krankenhäusern an private Ge-
sellschaften und der folgenden Zerschlagung der Tarif-
verträge für den öffentlichen Dienst (BAT für die Ange-
stellten, MTArb und BMT-G für die Arbeiter) fehlt seit 
etwa fünfzehn Jahren eine einheitliche Grundlage, auf 
der bundesweit gemeinsame Forderungen gestellt wer-
den könnten.  Seitdem ist die Tarifvertragslandschaft 
zersplittert. Der 2005 eingeführte "Tarifvertrag für den 

CFM-Beschäftigte erneut in den Streik getreten

Demonstration am 28. August 2020



23Arbe iterpolit ik Nr . 3 / 4  ·  S ep teMber 2020

danach keinen Durchbruch gegeben hatte, legten die 
Kolleg*innen Anfang 2018 erneut die Arbeit nieder und 
erreichten, dass zukünftig ein Mindestlohn in Höhe von 
11,00 Euro gezahlt werden muss und Verhandlungen bis 
Mitte 2019 für einen Tarifvertrag zur Angleichung an die 
Regelungen des TVÖD aufgenommen werden müssen.

Nun hofften viele der Beteiligten, dass die Kuh end-
lich vom Eis sei. Doch die Geschäftsleitung der CFM, die 
Leitung der Charité und wohl auch Teile des Senates hat-
ten andere Vorstellungen. Sie wollten nur den lästig ge-
wordenen Streik, der in der Öffentlichkeit viel Sympa-
thie gefunden hatte, schnell beenden.  Zwar wurden 
Verhandlungen aufgenommen und wesentliche Eck-
punkte für eine zukünftige Vereinbarung festgelegt – ver.
di akzeptierte eine mehrjährige Übergangsphase mit ei-
ner schrittweisen Erhöhung der Tarife – doch nicht ein-
mal dieses Entgegenkommen honorierten die Arbeitge-
ber. Auch waren sie nicht bereit, den vom Senat 
festgelegten Mindestlohn, den Unternehmen zahlen 
müssen, wenn sie Aufträge von der Stadt bei Ausschrei-
bungen bekommen wollen, in Höhe von 12,50 Euro zu 
akzeptieren. Ein zur Unterstützung der Tarifverhand-
lungen Ende Februar / Anfang März 2020 ausgerufener 
Streik wurde aufgrund der Corona-Pandemie kurzfristig 
abgebrochen und die Tarifverhandlungen wurden ausge-
setzt.

Nach wie vor zähe Verhandlungen

In den folgenden Wochen schufen die öffentlichen Lob-
hudeleien für die Beschäftigten keine besseren Aus-
gangsbedingungen für die Durchsetzung ihrer Forde-
rungen. Im Gegenteil. In einem Flugblatt schrieben sie, 
dass in den letzten Wochen »die Daumenschrauben bei 
den Held*innen der CFM angezogen [wurden]. Wie Diebe 
wurden sie Taschenkontrollen unterzogen. Der Betriebs-
rat sollte den Verzicht auf seine gesetzlich verbrieften 
Rechte unterschreiben. Als Dankeschön weigerte sich die 
Geschäftsführung den vom Senat beschlossenen …. Min-
destlohn 12,50 Euro…. auszuzahlen; stattdessen weiter 
den Armutslohn von 11,50 Euro«. Es blieb ihnen keine an-
dere Möglichkeit als Anfang Juli 2020 erneut für vier 
Tage in den Streik zu treten und Druck auf die zwischen-
zeitlich vereinbarte Wiederaufnahme der Verhandlungen 
auszuüben.

Der Zeitpunkt für die Arbeitsniederlegung war gut  
gewählt, da die Stimmung für die Beschäftigten in der  
Bevölkerung wie in der Presse derzeit positiv ist. Aller-
dings mussten sie feststellen, dass sie weiterhin auf er-
heblichen Widerstand seitens der Charité und des Se-
nates stoßen. 

Drei Tage vor ihrer Arbeitsniederlegung veröffentli-
chte der »Tagesspiegel« eine umfangreiche Darstellung, 
nach der die Charité durch die Corona Krise in eine fi-
nanzielle Schieflage geraten sei. Damit seien die auch in 
den Vorjahren nie üppig ausgefallenen Überschüsse we-
der für dieses Jahr noch für die kommenden zu erwarten. 

Die Botschaft war unmissverständlich. Nicht nur im 
Moment sei für die Klinikleitung eine Integration der Be-
schäftigten der CFM in den TVÖD nicht zu stemmen, 
auch in den kommenden Jahren werde dies nicht mög-
lich sein. Und da auch in guten Jahren kaum Gewinne 

Kolleg*innen), wurden die neu Eingestellten nach unter-
nehmensinternen, kaum durchschaubaren Kriterien be-
zahlt. Einen Tarifvertrag für sie gab es von Anfang an 
nicht. Und einen zu erkämpfen war schwierig, weil die 
neu eingestellten Kräfte zunächst in der Minderheit wa-
ren und zudem viele von ihnen nur einen befristeten Ar-
beitsvertrag erhalten hatten. Erst nach fünf Jahren gelang 
es ihnen, die ersten Streiks zu organisieren2. Ein Min-
destlohn von 8,50 Euro wurde vereinbart, Verhand-
lungen über einen Manteltarifvertrag sollten aufgenom-
men werden. Ziel war ein eigenständiger Tarifvertrag für 
die CFM-Beschäftigten.

Dies war nicht zuletzt auf eine recht gute gewerk-
schaftliche Organisation und eine aktive Basisgruppe 
zurückzuführen. Auch der Fachbereich 3 in ver.di, zu-
ständig für Gesundheit und Soziales, unterstützte sie. 
Die engagierten Kolleg*innen beschränkten sich auch in 
den folgenden Jahren nicht auf gewerkschaftliche Aktivi-
täten, sondern übten durch eine Vielzahl von Aktionen 
Druck auf den Berliner Senat aus, Einfluss auf die Charité 
zu nehmen. Der Druck wurde so stark, dass in den Koali-
tionsverhandlungen zum rot-rot-grünen Berliner Senat 
2016 die durch das Wahlergebnis gestärkte Partei »Die 
Linke« durchsetzen konnte, dass die CFM „vollständig in 
öffentliches Eigentum überführt«3 werden soll. Ende 
2018 wurden die privaten Eigentümer, die 49 % des Kapi-
tals der CFM hielten, entschädigt. Seit dem 1. Januar 
2019 ist die CFM wieder vollständig im Eigentum der 
Charité. 

Anpassung an den TVÖD

Doch damit waren noch längst nicht alle Probleme, die 
durch die Ausgliederung geschaffen worden waren, ge-
löst. Nicht präzis geregelt war im Koalitionsvertrag, nach 
welchem Tarifvertrag sie zukünftig bezahlt werden 
sollten. Vage hieß es: »Die Koalition setzt sich dafür ein, 
dass Landesunternehmen in Tarifverbünden geführt wer-
den. Sie setzt sich zudem dafür ein, dass auch für Landes-
unternehmen und ihre Tochterunternehmen, die bisher 
noch nicht tarifgebunden sind, zügig mit dem Ziel der Be-
schäftigungssicherung und der Angleichung an den 
TVÖD Tarifverträge abgeschlossen werden.« Wir hatten 
seinerzeit darauf hingewiesen, dass mit dieser seichten 
Formulierung keine konfliktfreie Anpassung der Löhne, 
wie manteltarifvertragliche Regelungen zu Arbeitszeit, 
zu Urlaubstagen, zum Weihnachtsgeld, zu den Zuschlä-
gen etc. an den TVÖD stattfinden werde. Allein ein harter 
gewerkschaftlicher Kampf, der auch eine politische Aus-
einandersetzung mit dem Senat nicht scheut, werde eine 
Chance für die Eingliederung der Tarife der CFM-Be-
schäftigten in den TVÖD eröffnen4.

Ende 2016 streikten die Kolleg*innen erneut für einen 
Tarifvertrag, der aber diesmal nach der angekündigten 
Rückführung der CFM in öffentliches Eigentum nur der 
TVÖD sein konnte. Die Auseinandersetzung zog sich 
über mehrere Wochen hin und endete mit einer Verein-
barung, nach der zielführende Tarifverhandlungen auf-
genommen werden sollten. Nachdem es in den Monaten 

2	  	Vgl. Arpo 1/2012
3	  Koalitionsvertrag 2016, S.141
4	  Vgl. Arpo 1-2/2017
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TVÖD bezahlt werden, nicht durch das Fallpauschalen-
system gedeckt. .

Sicher sind die Fallpauschalen nicht der einzige 
Grund für die schlechte Bezahlung der Beschäftigten in 
den Krankenhäusern. Befristungen, Werkverträge, feh-
lende Tarifverträge, Zersplitterung der Klinikunterneh-
men, kirchliche Krankenhäuser, geringer gewerkschaft-
licher Organisationsgrad etc. sind weitere Faktoren, die 
zur schlechten Entlohnung in den Kliniken führen. Den-
noch gehören die Fallpauschalen abgeschafft.                                

H.B., 13.08.2

Nachtrag:
Die für den 18. August 2020 angesetzten Tarifverhand-
lungen zwischen ver.di und der Geschäftsführung der 
Charité sind nach rund dreißigminütiger Verhandlung 
abgebrochen worden. Ver.di rief die Beschäftigten zu 
einem Warnstreik von 19. bis zum 21. August auf. Eine 
Streikversammlung beschloss am Freitag, den 21. Au-
gust, den Warnstreik bis zum 26. August zu verlängern 
und ihre Forderung mit einem Marsch auf das Rote Rat-
haus zu unterstreichen. Am Mittwoch, den 26. August, 
wurde dann der Streik bis zum 31. August ausgedehnt.

Was war geschehen? Kurz vor Wiederaufnahme der 
im März wegen Corona abgebrochenen Tarifverhand-
lungen für die Beschäftigten der Charité erfuhr der Be-
triebsrat, dass die Unternehmensleitung mit der Firma 

„GO! Logistik Express« einen Werkvertrag abgeschlossen 
hatte, mit dem Ziel, von der Stammbelegschaft der CFM 
erbrachte Leistungen fremd zu vergeben. 

Die Ausgliederung von Krankenhausdienstleistungen 
der ausgliederten CFM war in doppelter Hinsicht eine 
Provokation. Zum einen wurde der Betriebsrat darüber 
nicht unterrichtet, wie es gesetzlich vorgeschrieben ist, 
zum anderen geschah dies während der laufenden Tarif-
verhandlungen mit der unmissverständlichen Absicht, 
mögliche Kampfmaßnahmen der Beschäftigten zu unter-
laufen. Ver.di forderte deshalb zu Beginn der Gespräche 
die Gegenseite auf, den Vertrag mit der Fremdfirma rück-
gängig zu machen. Diese lehnte dies nicht nur ab, sie ver-
schärfte die Auseinandersetzung noch. Während des 
Warnstreiks vergab sie Apothekendienstleistungen 
fremd und setzte massiv Beschäftigte des Reinigungsper-
sonals unter Druck. Sollten sie sich am Streik beteiligen, 
hieß es, müssten sie mit dem baldigen Verlust ihres Ar-
beitsplatzes rechnen. Die Geschäftsleitung der CFM si-
gnalisierte damit, dass sie keinerlei Interesse an einem 
schnellen Tarifabschluss hat.

Seit Juli 2020 erhalten die Beschäftigten wenigstens 
den Berliner Mindestlohn in Höhe von 12,50 Euro. Dies 
ist nicht ein Entgegenkommen der CFM gewesen, son-
dern Folge eines Beschlusses des Aufsichtsrates der Cha-
rité. Dieser ist erfolgt, weil die Vertreter des Senates da-
für eintraten. Denn rein rechtlich hätte er den 
Beschäftigten der CFM nicht zugestanden. Da die CFM 
jedoch für die Erhöhung der Personalkosten keine größe-
ren Zuwendungen durch die Charité bekommen wird, 
strich die Unternehmensleitung andere Einkommensbe-
standteile, wie etwa die sog. Anwesenheitsprämie.

Die meisten Kolleg*innen der CFM werden deshalb 
kein höheres Entgelt auf ihrem Lohnzettel sehen.                           

     H.B., 28.08.2020  n

größerer Art zu erwarten seien, solle man eine Anpas-
sung der Gehälter an die Bedingungen des TVÖD unter-
lassen. Eigentümerin der Charité ist zwar das Land Ber-
lin. Doch die Klinik wird auf privatwirtschaftlicher 
Grundlage, also profitorientiert geführt.

Die Beschäftigten ließen sich durch diese Panikma-
che nicht beirren. Der Streik fand wie geplant statt und 
hatte nachhaltige Auswirkungen auf den Krankenhaus-
betrieb5. 

Die Wut der Kolleg*innen richtet sich besonders an 
die Adresse des Berliner Senats, da er der Charité per Ge-
sellschafteranweisung nicht die Aufforderung für einen 
schnellen Abschluss erteilt. Auch wenn die Linken nicht 
unmittelbar zuständig sind für die Gesundheitspolitik 
und die Finanzierung der Krankenhäuser, so ist nicht er-
kennbar, dass sie im Senat den notwendigen Druck für 
einen baldigen Abschluss aufbauen. 

Selbst wenn ver.di in den kommenden Wochen doch 
noch eine Anpassung der Einkommen an den TVÖD 
nach mehrjährigen Zwischenschnitten erreichen sollte, 
werden die Regelungen nur für die Beschäftigten gelten, 
die zum Zeitpunkt des Abschlusses bereits bei der CFM 
beschäftigt sind. Alle Arbeiten, die von ihnen nicht erle-
digt werden können, werden dann aber nicht duch neu-
eingestellte nach Tarif bezahlte Kolleg*innen erbracht, 
sondern fremd vergeben. Dies sagte Finanzsenator Kol-
latz bereits bei einer Podiumsdiskussion zur Halbzeitbi-
lanz der Senatskoali-tion im Gewerkschaftshaus. Nach 
seiner Einschätzung sei eine vollständige Bezahlung der 
Dienstleistungen durch Beschäftigte, die nach dem 

5	  Vgl.CFM TarifInfo Nr. 12

Streik der CFM-Beschäftigten an der Charité,  
Campus Virchow (Wedding) im Juli 2020



25Arbe iterpolit ik Nr . 3 / 4  ·  S ep teMber 2020

•	die Ausgliederung des Botanischen Garten aus der 
Freien Universität (FU) Berlin, 

•	oder die Gründung von Berlin Transport bei den Ber-
liner Verkehrs Betrieben um Tarifstandards zu unter-
laufen. 

Während die Stadt ärmer und die finanziellen Gestal-
tungsmöglichkeiten des Senats kleiner wurden, stiegen 
die Renditen privater Investoren, wuchs deren Stellung 
u.a. auf dem Immobilienmarkt und somit ihr Einfluss 
auf die politischen Entscheidungen. Die fällte der Senat 
zumeist im Interesse der privaten Finanzinvestoren, es 
sei denn der Widerstand auf betrieblicher und außerpar-
lamentarischer Ebene zwangen ihn zum Nachgeben und 
zu Zugeständnissen an die Betroffenen.

Im Juni 2007 starteten zwei Initiativen das Volksbe-
gehren »Schluss mit Geheimverträgen – Wir Berliner 
wollen unser Wasser zurück«. Der Volksentscheid fand 
im Februar 2011 statt und wurde mit rund 660.000 Ja-
Stimmen angenommen. Widerwillig kaufte der rot-rote 
Senat die Anteile der Investoren zurück. »Wirtschaftsse-
nator Harald Wolf von der Linken hielt das neue Gesetz 
für verfassungswidrig und betrieb die Rekommunalisie-
rung zunächst nur zögernd.“3

Im April 2018 gab es die erste von mehreren Großde-
monstrationen gegen den Mietenwahnsinn; zeitgleich 
startete das erfolgreiche Volksbegehren »Deutsche Woh-
nen & Co enteignen!« Die Senatskoalition sah sich ange-
sichts der öffentlichen Stimmung und des Drucks zum 
Handeln gezwungen und ließ im Sommer vorigen Jah-
res den »Berliner Mietendeckel« durch das Abgeordne-
tenhaus verabschieden. Das erfolgreiche Volksbegehren 
liegt seit über 300 Tagen zur rechtlichen Prüfung beim 
Senat. Offensichtlich fürchtet er das Beispiel einer Volks-
befragung, in der die kapitalistischen Eigentumsverhält-
nisse auf dem Immobilienmarkt infrage gestellt werden. 

Seit 2006 kämpfen mit zahlreichen Aktionen und 
Streiks die ca. 2.800 Beschäftigten der Charité Facility 
Management (CFM) für die Wiedereingliederung in die 
landeseigene Universitätsklinik. Nach 14 Jahren zähen 
Ringens gab es Anfang des Jahres das Versprechen der 

3	 wikipedia

»Nach Informationen der Berliner Zeitung wird vermut-
lich im Juni eine der größten Ausschreibungen beginnen, 
die es jemals in der Verkehrsgeschichte gegeben hat.“1 De-
ren finanzielles Volumen beträgt acht Milliarden Euro. 
Ende Mai fiel dann der Beschluss des Berliner Senats, die 
Ausschreibung in die Wege zu leiten. Treibende Kräfte 
waren die Stadtentwicklungssenatorin Regine Günther 
(Grüne) und der Finanzsenator Matthias Kollatz (SPD). 
Die Verkehrsdienstleistungen der S-Bahn werden nicht 
in einem Stück vergeben, sondern in verschiedene Lose 
aufgeteilt.

»Das Gesamtnetz der Berliner S-Bahn soll zerschlagen 
werden. Die Stadtbahn, Nord-Südbahn und Ringbahn sol-
len getrennt betrieben werden. Sprich, die Züge sollen von 
bis zu drei unterschiedlichen Unternehmen gefahren wer-
den. Die S-Bahn Privatisierung wird katastrophale Kon-
sequenzen für Beschäftigte und Fahrgäste haben. […] Zu-
dem soll auch die Instandhaltung der Züge getrennt vom 
Betrieb der Züge ausgeschrieben werden.  […] Das sind 
bis zu sechs Unternehmen, die allein für das Fahren der 
Züge und deren Instandhaltung verantwortlich sein sol-
len. Da auch der Ticketverkauf im nächsten Jahr ausge-
schrieben werden soll und die Reinigung der Züge bereits 
an mehrere private Unternehmen vergeben wurde, wird 
die S-Bahn in unzählige Unternehmen mit verschiedenen 
Zuständigkeiten, Lohnniveaus und betrieblichen Schnitt-
stellen zerlegt.«2

Seit zwei Jahrzehnten: Privatisierung,  
Outsourcing und Fremdvergabe durch den Senat

Im Jahre 2001 wurde der Berliner Bankenskandal öffent-
lich und hatte weitreichende Folgen. Durch die Rettung 
der »Bankgesellschaft Berlin« stieg die Verschuldung des 
Landes sprunghaft an und der Verkauf des »städtischen 
Tafelsilbers« nahm an Fahrt auf. Auch nachdem der 
Regierende Bürgermeister Diepgen (CDU) 2001 zurück-
treten musste und zunächst durch eine rot-grüne Min-
derheitsregierung und kurz darauf durch eine Senatsko-
alition aus SPD und PDS abgelöst wurde, setzten sich die 
Privatisierungen in noch größerem Umfang fort. Sie um-
fassten das gesamte Spektrum kommunalen Eigentums 
und der Daseinsfürsorge, wie:

•	den Einstieg von privaten Investoren (Violia und RWE) 
bei den städtischen Wasserwerken, 

•	dem umfangreichen Verkauf kommunaler Wohnungs-
bestände und Genossenschaften, 

•	die Fremdvergabe zahlreicher Tätigkeiten an private 
Investoren bei den städtischen Krankenhäusern Vi-
vantes und Charité, 

1	 Berliner Zeitung, 1. Mai 2020
2	 »Marx21”, Interview mit Uwe Krug, Triebfahrzeugführer bei der 

S-Bahn Berlin, die der Deutschen Bahn gehört. Er ist Vorsitzender 
der Ortsgruppe S-Bahn Berlin der Gewerkschaft Deutscher Loko-
motivführer (GDL) und war beim GDL-Streik 2007, 2011 und 2015 
Mitglied der Streikleitung bei der S-Bahn. Er ist außerdem aktiv 
beim Berliner Aktionsbündnis »Eine S-Bahn für alle«.

n	 Rot-rot-grüner Senat beschlieSSt Ausschre ibung der Berliner S -Bahn

Breites Bündnis will die Privatisierung verhindern
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Bündnis gegen die Privatisierung der S-Bahn beteiligt. 
Kritische und ablehnende Stimmen gibt es auch inner-
halb der SPD und der Grünen. Das Argument des Landes-
vorstandes der Linkspartei, die Ausschreibung sei nach 
EU-Recht vorgeschrieben, wurde als reine Schutzbe-
hauptung entlarvt, hinter dem sich ein anderes Interesse 
verbirgt: Die ‚Linke‘ will ernsthafte Konflikte mit ihren 
Koalitionspartnern umgehen und die Senatskoalition 
nicht infrage stellen.

Die Beteuerungen der Senatsvertreter*innen, mit 
den Bedingungen der Ausschreibung würden negative 
Auswirkungen für die Beschäftigungsverhältnisse aus-
geschlossen, sind Augenwischerei. Sie sollen dazu die-
nen, die Belegschaft und vor allem ihre Gewerkschaften 
(EVG und GDL) ruhig zu stellen und einzubinden. Bei 
den Vorständen von EVG und GDL besteht kein Zweifel 
daran, dass sie sich vor den Karren des Senats spannen 
lassen, um die vom Abgeordnetenhaus beschlossene 
Privatisierung sozialpartnerschaftlich zu begleiten und 
abzusichern. Die Haltung der Gewerkschaftsvorstände 
wird allerdings nicht von allen Mitgliedern begrüßt und 
unterstützt. So ist die Ortsgruppe S-Bahn bei der GDL be-
kannt für ihre kritische und kämpferische Haltung, die 
sie während der Bahnstreiks der vergangenen Jahre un-
ter Beweis gestellt hatte.

Können wir die Ausschreibung stoppen?

Auf diese Frage antwortete Uwe Krug von der Ortsgruppe 
S-Bahn bei der GDL: »Viele Berlinerinnen und Berliner 
wissen noch gar nicht, was der rot-rot-grüne Senat mit der 
S-Bahn vorhat. Unsere Aufgabe ist es, massenhaft aufzu-
klären. Das Bündnis hat jetzt dafür eine Unterschriften-
aktion 'Sofortige Rücknahme der Ausschreibung' gestar-
tet. In den nächsten Wochen und Monaten werden wir mit 
Kundgebungen und Aktionstagen den Senat unter Druck 
setzen. Eine Ausschreibung kann es nur geben, wenn wir 
Beschäftigte es zulassen. Ohne uns Beschäftigte kann die 
Politik viel wollen, aber nichts erreichen. Aber auch die 
Fahrgäste sind wichtig. Deswegen rufen wir alle Berline-
rinnen und Berliner auf, Widerstand gegen die drohende 
Zerschlagung und Privatisierung der S-Bahn Berlin zu lei-
sten. Gemeinsam sind wir stark!«

Ob es dem Bündnis zwischen Beschäftigten, Fahr-
gastverbänden und Umweltaktivist*innen gelingen wird, 
breitere Bevölkerungsteile gegen die Verscherbelung der 
Berliner S-Bahn zu mobilisieren, muss die Zukunft zei-
gen. Wir werden über die angekündigten Aktivitäten des 
Bündnisses weiter berichten.

A.B., 28.06.2020  n

Senatskoalition zur Rückführung der CFM an die Cha-
rité. 

Ähnliche Erfahrungen mussten die Kolleg*innen des 
Botanischen Gartens machen, der einst zur FU Berlin 
gehörte und zum Zwecke des Lohndumpings ausgeglie-
dert wurde. Es bedurfte einer jahrelangen gewerkschaft-
lichen Organisationsarbeit, zahlreicher Aktionen und 
Arbeitskämpfe um die Rückführung durchzusetzen, die 
von der Universitätsleitung bis heute immer wieder un-
terlaufen wird. 

Ohne den Druck durch gewerkschaftliche Aktionen 
und Arbeitskämpfe und/oder durch eine breite Mobili-
sierung auf der Straße lässt sich kaum etwas bewegen, 
wie die nun beschlosse Ausschreibung der S-Bahn erneut 
beweist. Sie wurde im Vorfeld von den Gewerkschaften 
(EVG und GDL), von Fahrgastverbänden und zahleichen 
Berliner Initiativen abgelehnt und stiess selbst innerhalb 
der Koalitionsparteien auf Kritk. Der Regierende Bürger-
meister und seine Seator*innen liessen sich davon nicht 
beeindrucken.

Breites Bündnis ‚Eine S-Bahn für alle‘

»Das Bündnis ‚Eine S-Bahn für alle‘ gründete sich 
nach einer ersten gemeinsamen Kundgebung gegen die 
Zerschlagung der Berliner S-Bahn am 18.12.2019 vor 
der Senatsverwaltung für Umwelt, Verkehr und Klima- 
schutz. Im Bündnis sind Gewerkschaftler*innen, Klima-
aktivist*innen sowie Aktivist*innen diverser sozialer 
und politischer Gruppierungen aktiv. 

Außerdem werden die Forderungen des Bündnisses 
von einer Vielzahl von Organisationen und Initiativen 
unterstützt. Hierzu zählen: GDL, Ortsgruppe S-Bahn Ber-
lin; Solidaritätsnetzwerk Berlin; Gemeingut in BürgerIn-
nenhand; Students for Future Berlin; Aufstehen Berlin; 
Bahn für alle; Linke.Neukölln; BO Wedding der Linken; 
Linksjugend Solid; Antikapitalistische Linke Berlin; Die 
unvollendete Revolution.«4

An den ersten Protestaktionen nahmen, bedingt 
durch die Pandemie-Verordnungen, nur wenige Men-
schen teil. So musste auch eine Betriebsversammlung 
ausfallen, auf der die Vertreter der im Abgeordneten-
haus vertretenen Parteien zur Ausschreibung Stellung 
nehmen sollten. Aber die Breite des Bündnisses lässt die 
Hoffnungen wachsen, die begonnene Ausschreibung – 
sie dauert ein Jahr – noch stoppen zu können. Besonders 
die Linkspartei steht unter Druck. Zahlreiche Bezirks-
verbände und Untergliederungen der Partei sind an dem 

4	 Internetseite ‚Eine S-Bahn für alle‘ 

n	 gegen die Folgen der Corona- Pandemie für die Beschäftigten 

Kundgebung in Kiel
Am Sonnabendnachmittag, 6. Juni 2020 beteiligten sich 
etwa 150 Menschen (nach Angaben der Veranstalter) an 
einer Kundgebung gegen die Verschlechterung der Ar-
beits- und Lebensbedingungen in Folge der Corona-Kri-
se in der Kieler Innenstadt.

Zur Aktion riefen die verschiedensten linken Gruppen, 
Initiativen und Gewerkschaften, etwa die »Perspekti-
ve Solidarität Kiel (PSK), die Turboklimakampfgruppe 
(TKKG) Kiel, das Rote Kollektiv Kiel (RKK), der Runde 
Tisch gegen Rassismus und Faschismus sowie ein Zu-
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von Arbeitnehmerrechten in der Fleischwirtschaft (GSA 
Fleisch)« beschlossen, versteckt hinter einem Gesetz zur 
Änderung des Bundesversorgungsgesetzes. Union und 
SPD wollten damit angeblich den Missbrauch von Werk-
verträgen per Gesetz stoppen und die großen Schlacht-
konzerne in die Pflicht nehmen. Aus Sorge, dubiose wie 
einflussreiche Größen der Fleischindustrie könnten das 
Gesetz noch verhindern, war nur eine Handvoll Abge-
ordnete eingeweiht. Das Resultat dieser »mutigen Groß-
tat« blamierte sich in der Coronakrise endgültig.

Das neue Gesetz ist noch nicht einmal verabschiedet, 
da zeigt der »Verband der Fleischwirtschaft« bereits sei-
ne juristischen Krallen. Das Verbot sei eine »willkürliche 
Benachteiligung« der Fleischwirtschaft, weil in anderen 
Bereichen ja mit Werkverträgen gearbeitet werden dür-
fe. Beobachter zweifeln auch, ob sich Bundesarbeitsmi-
nister Heil mit seinen Vorstellungen durchsetzen kann, 
sind doch die Kompetenzen des Bundes in der Angele-
genheit begrenzt, Arbeitsschutz ist Ländersache, andere 
Kompetenzen mit Bezug auf die Schlachtfabriken halten 
die Kreise und Kommunen.

Es ging auf der Kundgebung aber nicht allein um 
die Schlachthöfe.

Im ersten Block der Kundgebung kamen auch Vertreter 
der SDAJ, des Roten Kollektiv Kiel, von ver.di Kiel-Plön 
und der Gewerkschaft NGG mit Beiträgen zu den sich 
verschlechternden Arbeitsbedingungen im Gesundheits- 
und Pflegesektor, in den Callcentern, in der Gastronomie 
und der Lebensmittelindustrie zu Wort.

Im zweiten Teil der Kundgebung wurden  
antirassistische und antifaschistische Inhalte 
gebündel, ...

… um die aktuelle Situation in den Geflüchtetenlagern 
an den Grenzen Europas zur Sprache sowie Solidarität 
mit den antirassistischen Aufständen in den USA zum 
Ausdruck zu bringen. Vertreter der Seebrücke Kiel, des 
Netzwerks Antirassistische Aktion (nara), der Sinti und 
Roma u. a. kamen hier zu Wort. Spontan trat eine Gruppe 
des »Afrodeutschen Vereins« auf und wies auf ihre kom-
mende Veranstaltung hin.

Die geringe Zahl der Teilnehmer erklären sich die Or-
ganisatoren mit der viel zu kurzfristigen Mobilisierung, 
als besonderen Erfolg verbuchen sie das solidarische Zu-
sammenspiel zwischen den verschiedenen Sozial- und 
Umweltbewegungen und dem Kreis aktiver Gewerk-
schafter.

R.HH., 28.06.2020  n

sammenschluss aus dem Chefduzen-Stammtisch und 
dem Jour Fixe der Gewerkschaftslinken aus Hamburg. 
Weitere Initiativen schlossen sich dem Protest an. Die zu-
meist jüngeren Teilnehmer wollten offensichtlich nicht 
länger zusehen, wie die Pandemie auf breiter Front die 
Lebens- und Arbeitsbedingungen verschlechtere und die 
Gewerkschaftsapparate passiv blieben. »Die haben einen 
fetten Apparat und kriegen seit Wochen nix gebacken…« 
wurde das Stillhalten der Gewerkschaften kritisiert.

Aufhänger für die Protestaktion waren die haar-
sträubenden Zustände auf den Schlachthöfen 
Schleswig-Holsteins.

140 Beschäftigte hatten sich mit dem Corona-Virus in 
Schleswig-Holstein infiziert, nicht nur Rumänen, son-
dern auch staatliches Hygienepersonal. Als Ende des vo-
rigen Jahres die öffentliche Kritik an den Arbeits- und 
Wohnbedingungen der osteuropäischen Wanderarbeiter 
auf den Schlachthöfen immer lauter wurde, sah sich 
der nordrhein-westfälische Arbeitsminister Joseph Lau-
mann veranlasst, die Schlachthöfe in NRW umfassend 
zu überprüfen. Mehr als 5800 Arbeitszeitverstöße wur-
den dabei festgestellt, Arbeitszeit von über 16 Stunden 
am Tag, die Ruhezeit von 11 Stunden und die Pausen-
regelung wurde nicht eingehalten. Fast 300 technische 
Arbeitsschutzmängel mit teilweise hohem Gefährdungs-
potential und 100 Mängel in der Arbeitsschutzorganisa-
tion (Betriebsanweisungen in der Sprache der Beschäf-
tigten usw.) konnte das Ministerium auflisten. Doch die 
naheliegende Forderung der Initiativen in Schleswig-
Holstein, ähnliche Kontrollen auch für SH zu veranlas-
sen, ignorierte die Landesregierung schlicht.

Wieder einmal verspricht die Politik Abhilfe: Ab An-
fang 2021 sollen Werkverträge in der Fleischindustrie 
laut Bundeskabinett verboten werden. Zusätzlich will 
die Regierung stärkere Kontrollen veranlassen. Die Ar-
beitszeit soll digital erfasst werden und die Bußgelder 
für Arbeitszeitverstöße sollen auf 30 000 Euro verdoppelt 
werden. Die SPD-SH fordert darüber hinaus als Sofort-
maßnahme Arbeitsschutzkontrollen vor Ort und mehr 
Kontrollen bei der Unterbringung. »Dass das Personal 
dafür knapp ist, weiß auch die SPD«, so Fraktionschef 
Ralf Stegner.

Doch viele Arbeitsrechtler und Initiativen bleiben 
skeptisch, ob sich wirklich etwas ändert. Sie haben den 
Verdacht, es handelt sich wieder einmal um reine Sym-
bolpolitik, allenfalls für einen kleinen Industriebereich 
werde eine Sonderlösung geschaffen. Probleme der Wan-
der- und Saisonarbeitern in anderen Bereichen (Land-
wirtschaft, Baugewerbe, Werften, Logistik etc.) werden 
außer Acht gelassen.

Noch zu gut in Erinnerung haben viele die Nacht- 
und Nebelaktion des Bundestages vom 1. Juni 2017. 
Nachts um 1:55 Uhr wurde ein Gesetz zur »Sicherung 

Arbeitsmigranten sind keine Menschen zweiter Klasse. Gleiche Rechte und gleiche Löhne für alle!                       Foto: chefduzen.de
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land (siehe unten). Die offiziellen Parteiinstanzen von 
KPD und SPD verharmlosten die Situation oder machten 
sich selbst etwas vor, beispielsweise mit der Behauptung, 
dass Deutschland nicht Italien sei, sogar noch als der 
Faschismus bereits an der Schwelle zur Macht stand. Es 
gab damals nur wenige kritische Stimmen in der Arbei-
terbewegung, die solchen offiziellen Verlautbarungen der 
Parteivorstände widersprachen.1

Kennst du das Land, wo die Faschisten blühn, 
im dunklen Laub die Diebeslaternen glühn, 
ein Moderduft von hundert Leichen weht, 
die Freiheit still und hoch der Duce steht? 
Kennst du es wohl? 
Dahin! Dahin 
möcht ich mit dir, mein Adolf Hitler, ziehn!

Erich Mühsam aus »Mignon«, Berlin 1925

»Dieses rote Judenaas muss krepieren«, hatte der Berli-
ner NSDAP-Gauführer Goebbels bereits 1931 verkündet. 
Der Brand des Reichstages in der Nacht vom 27. auf den 
28. Februar 1933 diente dann als Vorwand; unmittelbar 
danach, am Morgen des 28. Februar, wurden zahlreiche 
Aktivist*innen der Arbeiterbewegung festgenommen und 
in die Gefängnisse und Konzentrationslager verschleppt. 
Der Redner der Erich-Mühsam-Gesellschaft wies noch 
einmal auf die konkreten Umstände der Verhaftung von 
Erich Mühsam hin. Sie wurde von einem Kriminalbeam-
ten geleitet und unter Mithilfe der SA vorgenommen. Die 
Nationalsozialisten konnten bei der Ausschaltung ihrer 
Gegner auf die Listen der preußischen Polizei zurück-
greifen, die über lange Zeit von einem sozialdemokra-
tischen Innenminister geführt wurde. »Angesichts der 
heutigen Technik bedarf es keiner besonderen Fantasie, 
sich die daraus erwachsenden politischen Möglichkeiten 
auszumalen«, so der Vertreter der Erich-Mühsam-Gesell-
schaft.

Erinnern heißt handeln

Dieses Motto der Anwohner*inneninitiative ‚Hufeisen 
gegen Rechts‘ griff deren Redner nochmals auf: »Hier 
zeigt sich, der Kampf gegen faschistische Bestrebungen 
muss dann geführt werden, wenn sie in der Entstehung 
sind. Sind die Faschisten einmal an der Macht, werden sie 
diese rücksichtslos und blutig verteidigen.« In den letzten 
Jahren sind die Ortsteile Britz, Buckow, Rudow im Bezirk 
Neukölln zu Schwerpunkten neonazistischer Aktivi-
täten geworden. Rassistische Übergriffe, Brandanschlä-
ge auf politische Gegner und Morddrohungen; die Liste 
solcher und ähnlicher Straftaten ist lang, der Kreis der 
Neonazis in der Gegend überschaubar. Dennoch wurde 
keiner der Täter*innen bis heute gefasst oder verurteilt. 

1	 Siehe die Rede Clara Zetkins »Der Kampf gegen den Faschismus« 
von 1923. Abgedruckt im Sonderheft der Arbeiterpolitik »Rechtspo-
pulismus heute und in der Weimarer Republik. Droht ein neuer 
Faschismus?«, Juli 2020.

»’Nazi-Alarm in Britz!‘ schrieb Erich Mühsam am 9. No-
vember 1931 hier an diesem Ort, in seiner Wohnung 
in der Dörchleuchtingstraße 48 in seinen Notizkalen-
der.« Mit diesen Worten eröffnete der Vertreter der 
Anwohner*inneninitiative ‚Hufeisen gegen Rechts‘ die 
Gedenkkundgebung am 11. Juli 2020. Weiter führte er 
u.a. aus: »Damals versuchten die Nazis mit einem Marsch 
durch die Siedlung ihre Stärke zu demonstrieren. Sie 
kamen nicht weit. Die Bewohner*innen – darunter auch 
Erich und Zenzl Mühsam – stellten sich ihnen in den Weg 
und versperrten den Zugang. In den frühen Morgenstun-
den des 28. Februar 1933 war das anders. Keiner stand 
parat, als die Nazi-Schergen ihn aus dem Bett holten und 
in das Gefängnis Lehrter Straße schleppten. Was folgte 
waren 17 Monate Martyrium, Folter und Qual in den Ge-
fängnissen und Konzentrationslagern der Nationalsozia-
listen. In der Nacht vom 9. auf den 10.Juli ermordete die 
SS Erich Mühsam im KZ Oranienburg.«

Die über hundert Teilnehmer*innen an der Kundge-
bung erhielten über die Redebeiträge und die kulturellen 
Darbietungen der beiden Gitarristen »Trotter« Schmidt 
und »Bibi« Schulz mit neuvertonten Mühsam-Gedichten 
eine »Lehrstunde« über alte und neue Nazis in Neukölln. 
In der Zeit der Weimarer Republik war der Bezirk Neu-
kölln eine Hochburg der deutschen Arbeiterbewegung. 
Die Hufeisensiedlung zeugt davon. Sie wurde ab 1925 
durch die GEHAG, eine vom Allgemeinen Deutschen 
Gewerkschaftsbund gegründete Baugenossenschaft, im 
Rahmen des sozialen Wohnungsbaus errichtet. Neben 
Erich Mühsam (1927 bis 1933) wohnten auch weitere be-
kannte Persönlichkeiten aus SPD und KPD in der Huf-
eisensiedlung, wie der Maler Heinrich Vogeler, der zeit-
weise der Opposition in der Kommunistischen Partei 
(KPO) angehörte. Zahlreiche Bewohner*innen der Hufei-
sensiedlung wurden ins Exil getrieben, landeten in den 
Konzentrationslager und überlebten den faschistischen 
Terror nicht.

Schon im Jahr 1925 – damals schien die NSDAP noch 
eine unbedeutende Sekte zu sein – warnte Erich Mühsam 
mit seinem Gedicht von dem »Land, wo die Faschisten 
blühn« vor der faschistischen Gefahr auch in Deutsch-

Korrespondenz :   Gedenkkundgebung für Er ich Mühsam

»Nazi-Alarm in Britz!«
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Gestapo-Mann für die Bekämpfung des Widerstands in 
den Niederlanden zuständig gewesen war und der über 
den BND-Vorläufer Organisation Gehlen zum Landes-
amt kam. 1951 lehnte die US-Besatzungsmacht vier von 
sechs vorgeschlagenen neuen Verfassungsschutzbeam-
ten unter Hinweis auf deren Vergangenheit ab. Unter den 
Abgelehnten befand sich auch Halmanseger, für den der 
damalige Innenminister Wilhelm Hoegner (SPD) eine 
pragmatische Lösung fand: Er wurde offiziell Beamter der 
bayerischen Grenzpolizei, arbeitete faktisch aber für den 
Verfassungsschutz. Auch andere Verfassungsschutzmit-
arbeiter wurden zunächst offiziell Bedienstete der Grenz-
polizei. Unter dem Eindruck des Kalten Krieges wurden 
die Vorbehalte der US-Dienststellen gegen die erfahrenen 
Antikommunisten geringer, so dass Leute wie Halmanse-
ger nun offiziell Verfassungsschutzbeamte wurden.«2

Die heutige Rolle des Verfassungsschutzes, der zahl-
reiche V-Leute im unmittelbaren Umfeld des NSU ein-
gesetzt hatte, wurde während des Prozesses vom Gericht 
ausgeblendet. So blieb auch die Frage unbeantwortet, 
wieso trotz dieser Überwachung das Trio »unbemerkt« 
über zehn Jahre mordend durch die Bundesländer ziehen 
konnte und wer die Helfer bzw. Hintermänner vor Ort 
waren.

Sich fügen heißt lügen!

Diesen Refrain aus dem Gedicht ‚Der Gefangene‘ schrieb 
Erich Mühsam im August 1919 während einer fünfjäh-
rigen Festungshaft wegen der Beteiligung an der Münch-
ner Räterepublik. Er steht für sein gesamtes politisches 
Engagement: Gegen Ausbeutung und Unterdrückung, ge-
gen die staatliche Repression in der Weimarer Republik 
und schließlich gegen den aufkommenden Faschismus, 
deren besonderen Hass er auf sich gezogen hatte und de-
ren Opfer er bereits 1934 wurde.

Sich nicht fügen sollte auch zum Motto unseres heu-
tigen Engagements werden, nicht nur gegen die AfD 
und deren rechtsterroristischen Umfeld, sondern auch 
gegen die sozialen und politischen Umstände, die dem 
Rechtspopulismus Vorschub leisten. Dazu gehört auch 
die Tatsache, dass die Hufeisensiedlung zwar als städte-
bauliches Ensemble noch erhalten ist, aber mit ihrem 
ursprünglichen sozialen Inhalt nichts mehr gemein hat. 
Die einst gewerkschaftliche und nach 1945 kommunale 
Genossenschaft GEHAG wurde 2007 privatisiert. Sie ge-
hört heute dem größten Immobilienkonzern in Berlin, 
der Deutsche Wohnen SE.

A.B., 28.06.2020  n

2	 wikipedia

Es fehlt bei den Strafermittlungsbehörden offensichtlich 
der ernsthafte Wille, dem rechtsradikalen Treiben Ein-
halt zu gebieten. »’Nazi-Alarm in Britz!‘ Der Ausruf von 
Erich Mühsam ist auch heute aktuell. Angesichts dieser 
Vorkommnisse und der Formierung der Rechten in der 
AfD und in ihrem Umfeld kann keiner sagen, er habe nicht 
gewusst, was sich […] in unserem Land zusammenbraut. 
Das gilt auch für unsere Sicherheitsorgane. Es ist kein 
Geheimnis, dass die AfD die Infiltration von Polizei und 
Bundeswehr zu einem ihrer zentralen Tätigkeitsbereiche 
erklärt hat; nachzulesen bei Björn Höcke in seinem Buch 
‚Nicht zweimal in denselben Fluss‘. Die Nachrichten über 
den Abfluss von Daten aus Polizeicomputern in die rech-
te Szene sprechen dafür, dass diese Strategie nicht ohne 
Erfolge geblieben ist. […] Es kann nicht sein, dass sich 
von rechten Angriffen bedrohte Personen nicht mehr an 
die Beratungsstellen des LKA wenden wollen, weil sie 
befürchten, dass ihre Daten aus Polizeidatenbanken für 
Feindeslisten bzw. Bedrohungen der extremen Rechten 
verwendet werden.“

VVN/BdA auch für die Berliner Senatskoalition 
nicht gemeinnützig

Für die VVN/BdA Berlin sprach auf der Kundgebung 
deren Geschäftsführer unter dem Beifall der Zuhörer. 
Der Vorstand der VVN/BdA hatte den Beschluss des 
Berliner Finanzamtes, ihnen die Gemeinnützigkeit zu 
entziehen, im vergangenen Jahr noch relativ gelassen 
aufgenommen. Niemand glaubte damals, dass dieser 
Beschluss unter einem rot-rot-grünen Senat Bestand ha-
ben werde; schließlich sei die Gemeinnützigkeit selbst 
im CDU-regierten NRW nicht in Frage gestellt worden. 
Ein Brief, der ihnen vor 14 Tagen zugestellt worden sei, 
belehrte sie eines Besseren. Sein Inhalt: Das Finanzamt 
Berlin folge der Argumentation des Bayerischen Verfas-
sungsschutzes, der die VVN/BdA als linksextremistisch 
beeinflusst werte. Es liege nun an ihnen, diesen Vorwurf 
zu entkräften.

Obwohl der Entzug der Gemeinnützigkeit die finan-
zielle Austrocknung der Vereinigung zu Folge hätte, sei 
das Thema nicht ein einziges Mal Gegenstand im Koa-
litionsausschuss gewesen, noch habe es ein offizielles 
Gespräch mit Vertreter*innen der VVN gegeben. Die Par-
teien der Senatskoalition verstecken sich hinter den Be-
schlüssen der »unpolitischen« Beamten aus dem Finanz-
amt Berlin, die sich wiederum auf die Einschätzung des 
Bayerischen Verfassungsschutzes stützen. Der Redner 
der VVN beleuchtete deshalb auch die Rolle ehemaliger 
Mitglieder der Gestapo bei der Gründung des Verfas-
sungsschutzes in Bayern, wie sie auch bei Wikipedia 
nachzulesen ist.

Bayerisches Landesamt für Verfassungsschutz

»Laut einer […] Studie wurden bei der Gründung der 
Behörde zahlreiche Experten mit einschlägiger Erfah-
rung aus den Reihen der Gestapo übernommen, so z. B. 
SS-Hauptsturmführer Leonhard Halmanseger, der sich 
schon am Reichssicherheitshauptamt bei der Bekämp-
fung der politischen Gegner der Nazis bewährt hatte, oder 
SS-Sturmbannführer Joseph Schreieder, der vor 1945 als 
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im Bürgerkrieg wegen seiner Widerstandstätigkeit in der 
KKE zum Tode verurteilt, schrieb er im Athener Averoff-
Gefängnis, auf seine eigene Hinrichtung wartend, seines 
Bruders gedenkend:
»Empfang mich Bruder
auf dem Weg der Hingabe.
Ich werde den Spuren folgen
den Zeichen der Wachheit
die Du mit Blut markiert hast.
Ich werde dem Ton deiner Schritte folgen
Die du durch die engen Pfade des Leids gingst
und ich werde dich finden.
Empfang mich mein Bruder
Unterstützer auf deinem Weg.
Ich komme…«

Manolis Glezos schilderte den Überfall Deutschlands 
auf Griechenland, den er als Jugendlicher im Wider-
stand miterlebt hatte, erinnerte an die Zerstörungen und 
die Ausplünderung des Landes, dessen Agrarprodukte 
in solchem Umfang konfisziert wurden, dass allein in 
Athen 100.000 Tausend Menschen verhungerten. Er ver-
wies auf die Vergeltungsaktion der Wehrmacht bei Ver-
lusten im Partisanenkampf, auf die Massaker in Distomo, 
Kalavrita, Lyngiades, Anogia, Ano Viannos – hunderte 
weiterer Orte seien zu nennen. Konsequenz seitens sämt-
licher deutscher Regierungen: Verweigerung jeglicher 
Reparationszahlungen, nicht einmal die Zwangsanleihe, 
zu der die griechische Regierung während der Besetzung 
des Landes gezwungen worden sei, werde zurückgezahlt. 
Stattdessen ein weiterer Angriff auf die Lebensbedin-
gungen im Land, »diesmal nicht militärischer, sondern 
finanzieller, sozialer und politischer Art«. Für wichtiger 
aber, als die Reparationsfrage bei unserer Rückkehr zu 
thematisieren, halte er, dass wir über die konkreten Ver-
hältnisse im Land berichten, seine Geschichte, das heu-
tige Leben und Leiden der einfachen Menschen. Jeder 
Beitrag zur Völkerverständigung sei die notwendige Vo-
raussetzung zur Klärung offener ökonomischer und poli-
tischer Fragen. »Was bei uns geschieht, betrifft doch alle. 
Wir können ein Europa bauen, das Frieden und Kultur 
beinhaltet.« Bevor er sich verabschiedete, packte er sei-
ne Aktentasche aus und überreichte jedem von uns sein 
»Schwarzbuch der Besatzung«.

Rachegedanken und Individualisierung politischer 
Fragen wies er zurück, auch gegenüber griechischen 
Mitstreitenden. So wie am 25. September 2016 auf einer 
festlichen Zusammenkunft im repräsentativen »Polis Art 
Cafe« in Athen zum Gedenken an die Opfer deutscher 
Wehrmachtsverbrechen auf Kreta: »Wir, die wir geliebte 
Menschen verloren haben, empfinden keinen Hass für die 
Menschen in Deutschland, streben nicht nach Vergeltung. 
Alle, die mir wirklich zuhören, stimmen der Rechtmäßig-
keit unserer Forderungen zu. Oft standen mir Deutsche 
zur Seite, halfen mir, mit der Bevölkerung in Deutschland 
zu kommunizieren. Und das ist viel wertvoller, dauer-
hafter, menschlicher. Und es ist gegenseitig.«

16. September 2012: der erste Besuch unserer Solidari-
tätsreise »Gegen Spardiktate und Nationalismus«, orga-
nisiert von griechischen Gewerkschaftskolleginnen und 
Kollegen sowie dem griechischen Nationalrat, führte uns 
nach Kesariani zum »Altar der Freiheit«, der Gedenkstät-
te für 600 von der Deutschen Wehrmacht hingerichtete 
Widerstandskämpfer – Geiseln, Kommunisten, auch De-
serteure.

Wir standen mit Transparenten und Blumen betroffen 
um den Gedenkstein vor der aus Steinen geschichteten 
Mauer, dem »Schießstand der Deutschen Wehrmacht“, 
als er, der 90jährige, dem warmen Spätsommertag ent-
sprechend nur mit einem kurzärmligen offenen blauen 
Hemd über der dunklen Hose und mit einer Aktentasche 
in der Hand, wie zufällig über den Platz auf uns zu kam: 
Manolis Glezos, Vorsitzender des Nationalrates für die 
Entschädigungsforderungen gegenüber Deutschland.

Kein Wort, auch nicht auf Nachfrage, über das Ereig-
nis, das ihn weltweit bekannt machte: das gemeinsame 
Besteigen mit seinem Freund Apostolos Sandas der 
Akropolis am 30. Mai 1941 und das Niederholen der we-
nige Tage zuvor von der Deutschen Wehrmacht gehissten 
Hakenkreuzfahne – eine Aktion, die zum Signal für den 
Befreiungskampf in Griechenland wurde. Kein Wort über 
die mehrfachen Todesurteile, Verhöre, Folterungen, die 
insgesamt 11 Jahre Haft, im Krieg, im Bürgerkrieg, wäh-
rend der Obristen-Diktatur 1967–1973. »Das könnt Ihr ir-
gendwo nachlesen“. Kein Wort über seinen Bruder, der 
hier 1944 hingerichtet wurde – erst ein Jahr später, bei 
einem privaten Besuch, zeigte er uns – sichtlich bewegt 
– das herausgerissene, mit kurzen Informationen und 
einem Abschiedsgruß beschriftete Futter der Mütze, das 
sein Bruder beim Transport zur Erschießung vom Fahr-
zeug hatte werfen können. »Am 10. Mai 1944 exekutier-
ten deutsche Soldaten meinen 19-jährigen Bruder Nikos 
in Kesariani, mit ihm zusammen weitere 81 Männer und 
10 Frauen. Zehn Tage vorher, am 1. Mai hatten sie da be-
reits 200 griechische Patrioten hingerichtet.« Im Mai 1949, 

Zum Abschied von Manolis Glezos 
9. September 1922 – 30. März 2020

Foto: Giovanni Lo Curto
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Das Kapital und die Arbeitgeber haben versucht, die-
sen Tag zu einem »Tag der Blumen« zu machen. Wir ha-
ben uns dagegen gewehrt. Aber die Arbeiter, die heute 
nicht streiken, die Arbeiter, die heute nicht protestieren 
– was passiert mit denen? Wo sind sie?

Ich arbeite, seit ich 10 Jahre alt bin und habe auch 
mein Studium mit Arbeit finanziert. Und immer denke 
ich darüber nach: Wo ist meine Schuld, dass nicht das 
verwirklicht worden ist, was verwirklicht werden muss?

Die Arbeiterklasse in Griechenland hat es geschafft, 
bei den Kämpfen für die Freiheit unseres Landes in er-
ster Reihe zu stehen. Sie hat für die nationale Freiheit (ge-
meint: gegen die deutsche Wehrmacht) gekämpft. Sie hat 
gegen die Militärdiktatur gekämpft. Und sie hat gegen die 
soziale Ungerechtigkeit und gegen die soziale Ungleich-
heit gekämpft. Aber reicht das?

Kann es sein, dass wir in Griechenland, hier in 
Deutschland oder auch in Frankreich das Thema der so-
zialen Gerechtigkeit nicht richtig vorangetrieben haben?

Ich wundere mich, warum man nicht darüber spricht, 
dass der Mehrwert, den die Arbeiter schaffen, nicht dem 
gesellschaftlichen Ganzen zugutekommt. Und, dass wir 
Arbeiter die Eigentümer des Kapitals sein müssen.

Auch wenn die Arbeiter kämpfen und einzelne Zuge-
ständnisse erreichen, haben wir das Problem, dass die 
Macht des Geldes auf uns übergeht. Lasst uns diesen Ge-
danken vertiefen.

Überall wohin ich auf dieser Welt gereist bin, nach Bel-
gien, Frankreich, Deutschland oder Luxemburg, frage ich 
die Leute immer: Was wollt ihr? Was beschäftigt Euch? 
Alle sagen mir: Ich will nicht, dass andere über mich ent-
scheiden können, ohne mich zu fragen. Und meine Gegen-
frage lautet: Was habt ihr gemacht für die Zukunft eurer 
Länder, Europas, der Welt? Ist das alles, was Du willst? 
Oder gibt es noch mehr?

Ich sage immer: das, was Du gerade sagst, ist nur die 
halbe Wahrheit. Was ist die andere Hälfte? Nicht nur, 
dass andere nicht über mich entscheiden, sondern dass 
ich selbst an der Macht, dort, wo die Entscheidungen ge-
troffen werden, beteiligt bin.

Also, dass das Volk die Macht in die Hand nimmt. Wir 
in Griechenland haben damit angefangen. Wir fordern 
nicht, dass Ihr uns helft, wir fordern nicht Eure Solidari-

Aufschlussreich auch ein video-belegter Vorfall bei 
der jährlichen Gedenkveranstaltung am 10. Juni 2015 
in Distomo, bei dem wir nicht zugegen waren: als der 
deutsche Botschafter in Griechenland, Peter Schoof, ei-
nen Kranz für die NS-Opfer von Distomo niederlegen 
wollte, versuchte Zoe Konstantopoulou, kurzzeitig Par-
lamentspräsidentin für das damals noch regierende Par-
teien-Bündnis Syriza, ihn daran zu hindern: »Sie haben 
nicht das Recht – Sie müssen den Opfern Reparationen 
zahlen.« Manolis Glezos, obwohl gleicher Meinung wie 
sie in Bezug auf die Reparationsforderungen, führte den 
Botschafter zum Mahnmal, damit er den Kranz nieder-
legen konnte: »Das Kind eines Verbrechers, was auch im-
mer die Verbrechen seines Vaters oder seiner Mutter seien, 
ist dafür nicht verantwortlich.« Nicht nur seine spontane 
Reaktion, auch seine vorurteilsfreie Begründung wer-
den erschütternd glaubhaft auch durch seine eigene Ge-
schichte: dreimal war er von der Deutschen Wehrmacht 
verhaftet und gefoltert, und einmal zum Tod verurteilt 
worden.

Manolis Glezos – sein Denken überschritt alltagsbe-
zogene politische Forderungen. Rückblickend auf die 
Kriegsjahre schrieb er in einem Brief am 3. Mai 2013: 
»Frauen, die ihre Kinder, Brüder, Väter oder Ehemänner 
verloren hatten, gingen hinunter zur Küste oder kletterten 
in die Berge, und wo immer sie die Leichen des Feindes 
fanden, da war es nicht mehr der Feind: Sie ehrten die 
Verstorbenen, sie wuschen sie und beerdigten sie, wie es 
der Brauch war. So waren sie die Enkelinnen von Anti-
gone, die den Toten gegenüber ihre Pflicht verrichteten.«

Hamburg, 1. Mai 2015. Nach wochenlangen Verhand-
lungen mit dem DGB war es gelungen, Manolis Glezos 
als Redner auf der Mai-Kundgebung durchzusetzen. Er 
hatte zuvor schriftlich erklären müssen, nicht über die 
Reparationsforderungen Griechenlands zu sprechen. Die 
Zusage schien ihm nicht schwer zu fallen. Katja Karger, 
DGB-Vorsitzende in Hamburg empfing ihn auf dem Podi-
um: »Fünftausend hier auf dem Platz begrüßen Sie!« Ant-
wort von Manolis Glezos: »Ich freue mich über die Fünf-
tausend, aber ich habe eine Frage: Wo sind die anderen?« 
Jubelnde Zustimmung der Fünftausend, die verstanden 
und, anders als sonst, seiner Rede aufmerksam folgten: 

»1. MAI 2015 – Kein Tag der Blumen.

Liebe Genossen, liebe Arbeiter aus Deutschland, aus 
Frankreich und aus Europa, die Ihr hier seid. Es ist meine 
Plicht, meinen Respekt zu zollen allen Arbeitern in Euro-
pa und auf der ganzen Welt, die dazu beigetragen haben, 
dass wir solche Versammlungen wie heute hier abhalten 
können. Am 1. Mai zeigen die Arbeiter der ganzen Welt 
ihre Kraft. Wir geben ihre Forderungen bekannt und zei-
gen den Weg in die Zukunft.

Ich stimme dem, was die Kollegin Katja und die Kol-
legin aus Frankreich gesagt haben, völlig zu. Aber als ein 
junger Mann wie ich, mit 93, bin ich damit nicht zufrie-
den. Ich bin deswegen nicht zufrieden, weil viele Arbeiter 
an dieser Kundgebung nicht teilnehmen. Und ich frage 
mich: Sind sie schuld oder sind wir schuld, dass sie nicht 
hier sind? Manolis Glezos auf DGB-Kundgebung    Foto: Reihard Schwand
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»Gegen Spardiktate und Nationalismus« – seit 2012 fah-
ren wir, Kolleginnen und Kollegen aus verschiedenen 
Gewerkschaften und unterschiedlichen politischen 
Zusammenhängen, jährlich nach Griechenland und or-
ganisieren hierzulande Gegenbesuche und Veranstal-
tungen. Wir besuchen in Griechenland Betriebe, soziale 
Einrichtungen, Selbsthilfegruppen und Gewerkschaften, 
Gedenkstätten wie in Distomo und Lyngiades, vernei-
gen uns vor den Opfern, denen die Mahnmale gewidmet 
sind, gemeinsam mit ihren Nachkommen, mit denen 
uns der Widerstand gegen Faschismus, Rassismus, Na-
tionalismus und jegliche Art von Diskriminierung von 
Minderheiten innerhalb unserer Gesellschaften verbin-
det. Wechselseitiger Austausch als kleines Zeichen in-
ternationaler Solidarität. Zeichen der Verbundenheit im 
Widerstand von unten gegen die zunehmenden Angriffe 
von oben, die zur Ausplünderung und Verelendung gan-
zer Völker führen. Zeichen im Bemühen um ein politisch 
vereinigtes, friedliches und soziales Europa seiner arbei-
tenden und arbeitslosen Bevölkerungen statt eines Euro-
pas unter dem Diktat des Kapitals.

Kontakt: Rolf Becker, rolf.becker@comlink.de
Solidaritätskonto: Manfred Klingele-Pape
HASPA DE81200505501211478910 
Stichwort: Griechenland-Soli

tät. Wir fordern, dass Ihr das gleiche hier in Deutschland 
oder in Frankreich tut!

Liebe Freunde, liebe Genossen, wir fingen diese Ver-
anstaltungen mit einer Forderung der Gewerkschaften an, 
dass die befristeten Verträge zerrissen werden sollten.

Ich fordere nicht einen Vertrag mit den Arbeitgebern, 
sondern einen Vertrag mit der Zukunft. Die Geschichte 
klopft an unsere Tür. Können wir sie hören oder nicht? 
Werden wir die Tür öffnen oder nicht? Denn die Zukunft 
gehört den Arbeitenden, sie gehört den Völkern und nicht 
den Kapitalisten!

Meine letzten Worte: Es kann sein, dass ich morgen 
sterbe, aber Ihr sollt sicher sein, ich werde Euch mein gan-
zes Leben, auch nach meinem biologischen Tod, verfolgen 
und Euch fragen: Was habt Ihr gemacht für die Zukunft 
Eurer Länder, Europas, für die Zukunft dieser Welt? Ihr 
werdet an diesen Moment immer denken, weil ich Euch 
nicht in Ruhe lassen werde!«

Manolis Glezos – er ist für immer gegangen. Die Unruhe, 
die er hinterlassen hat, wo immer er auftrat, bleibt. Lasst 
sie uns weitertragen – in Dankbarkeit.

Rolf Becker   
für die gewerkschaftliche Solidaritätsgruppe  

»Gegen Spardiktate und Nationalismus“

Manolis Glezos am 16. September 2012 mit der gewerkschaftlichen Solidaritätsgruppe am »Altar der Freiheit« in Kesariani


